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Einleitung 

Spätestens seit der Jahrhundertwende, seit dem Beginn des 
imperialistischen Stadiums der kapitalistischen Entwicklung, 
nimmt die Forderung nach Selbstbestimmung der Völker 
einen hervorragenden Platz im politischen Kampf ein: als 
ein Eckstein des modernen Völkerrechts, als eines der wich­
tigsten Prinzipien der internationalen Beziehungen unserer 
Gegenwart, als ein wirksames Argument in der politischen 
Agitation. Immer wieder begegnen wir diesem Begriff in 
politischen Dokumenten, in den Reden und Aufsätzen der 
Staatsmänner, der Publizisten und der Repräsentanten des 
geistigen Lebens. 

So hat der am 3. Juni 1963 verstorbene Papst J 0 h a n -
n e s XXIII. in seiner am Gründonnerstag 1963 veröffentlich­
ten Enzyklika "P ace m in te r r i s" die Selbstbestimmung, 
insbesondere auch die so z i ale. neben dem Aufstieg der 
Arbeiterklasse und der vollen Teilnahme der Frau am öffent­
lichen Leben als eines der drei Hauptmerkmale 
der Me n s c h h e i t s f ami 1i e uns e re r Z e i t bezeichnet: 

,,schließlich b emerken wir in Ull6eren Tagen. daß die Merusch­
heitsfamilie im sozialen wie im öffentlichen Leben eine völlig 
neue Gestalt angenommen hat. Da nämlich aNe Völker für 5ich 
Freiheit beanspruchen oder ,beanSpruchen werden, wird es baild 
keine Völker mehr geben, die über andere ihenschen, noch 
501che. die unter fremder Hernschaft stehen. Denn die Menschen 
aller Länder und Völker sind entweder bereits Bürger eines 
freien Staatswesetl5, oder es i5t bald 50 weit, daß 5ie es werden, 
und die Gemeirusch~ keines einzigen Stammes will ferner 
unter fremder Hernschaft 5tehen. Denn heutzutage schwinden 
die Auffassungen, die ISO viele Jahrhunderte überdauerten, auf 
Grund derer sich manche Menschengruppen für minderwertig 
hielten, während andere sich überlegen dünkten, 5ei es wegen 
,ihrer wirtschaf.tlichen oder 50zialen stellung, sei es wegen des 
Geschlechts oder ihres geselhsdlafUichen Ranges. Dagegen ver­
breitete und behauptete sich weitgehend die A·ufi'assung, daß 
alle Menschen durch die Würde ihrer Natur unter sich gleich 
seien. Deshalb wird, wenigstens theoretisch, eine Di5kriminie­
run2 der Rassen ~n keiner Weise mehr anerkannt."l) 

V ö I k e r r e c h tl ich a ls verpflichtend für alle UNO-Mit­
glieder anerkannt ist der Grundsatz der nationalen Selbst­
bestimmung in der C·harta der V e reinten Natio­
n e n, wie sie am 26. Juni 1946 in San Francisco· unter Mit­
wirkung von 50 Staaten zustande gekommen ist. Nachdem im 
ersten Artikel des ersten Kapitels (Absichten und Grund-

1) D ie Fried.ensbotsChaft des Papstes ; Hefte aus Burgscheidungen 
Nr. 96, S. 20 f . 
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sätze) die Aufrechterhaltung des Friedens und der Sicher­
heit als Aufgabe d er Vereinten Nationen deklariert worden 
ist, bekennt sich die Weltorganisation dazu, 

.. freundschaftliche Beziehungen nvi.schen den Völkern auf der 
Grundlage der Achtung VOr dem Grundsatz der gleichen Rechte 
und der Selbstbestimmung der Völker zu entwickeln und an­
dere geeignete Maßnahmen zu treffen, um den allgemeinen 
Frieden zu befestigen". 

Auch in den weiteren Artikeln gibt es mehrfach Bezug­
nahmen auf die nationale Selbstbestimmung, so im Artikel 55 
des Kapitels IX, das von der internationalen w irtschaftlidl.en 
und sozialen Zusammenarbeit handelt und mit dem Satz be­
ginnt: 

"Um die Voraussetzungen für Dauerhaftigkeit und Wohlfahrt 
zu schaffen, die für friedliche und freundschaftliche -Beziehun­
gen zwiBchen den Nationen auf der Grundlage der Achtung vor 
den Grundsätzen der gleichen Rechte und der Selbstbestim­
mung der Völker notwendi.g sind, werden die Vereinten Natio­
nen folgendes fördern", 

- nämlich die Erreichung eines höheren Lebensstandards, die 
Vollbeschäftigung, die friedliche Lösung internationaler Fra­
gen, die kulturelle und erzieherische Zusammenarbeit u.am,; 
sodann in der "Erklärung über die sich nicht selbst regieren­
den Gebiete" (Kapitel XI, Artikel 73) und in den Bestimmun­
gen über die internationale Treuhänderschaft (Kapitel XII). 
Danach sind die für solche Gebiete verantwortlichen UN-Mit­
glieder gehalten : 

.. mit dem schuldigen Respekt vor der Kultur der betreffenden 
Völker deren polithschen, wirtsdlaftlichen, sozialen, erziehe­
r ischen Fortschritt, ihre gerechte Behandlung und ihre Vertei­
digung ·gegen Mißbrauch zu sichern; 
die Se100tverwaltung zu entwickeln, den ,politiJSchen ,Bestrebun­
.gen der Völker pflichtschuldig Rechnung zu tragen und ihnen 
in der forbschreitenden Entwicklung ,ihrer freien politischen 
Einrichtungen entsprechend den besonderen Umständen jedes 
Gebietes. seiner Völker und deren venschiedenen ,standes des 
Fortschritts zu helfen" (Artikel 73); 
,.den politischen. wirtschaftlichen, sozialen und erzieheriscb.en 
Fortschritt der Einwohner der Treuhändergebiete IUnd ihre all­
mähliche Entwickhmg zur SellbstregieM..Ung oder Una'bhängi·g­
keit wie es den besonderen Umständen jedes Gebietes, seiner 
BevÖlkerung und den frei 3ULSgesprochenen Wüoochen dieser 
Völker entspricht, zu begünstigen" (Artikel 76). 

Kurz zusammengefaßt besteht demnach die Selbstbestim­
mung, der Diktion des grundlegenden Dokuments der Ver­
einten Nationen zufolge, im Recht der Völker auf die fr eie 
Bestimmun g ihre s politischen, w irt sc haf t ­
lich e n, soz ialen und kulturellen Status. 

Von besonderer Bedeutung ist das Postulat der Selbstbe­
stimmung heute für das d e u t s ehe Volk, in dessen Ent­
wicklung seit 1945 die Westmächte immer wieder störend und 
hemmend gegen das Wollen des Volkes eingegriffen haben. 
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Aber auch für die Völkez-, A sie n s, A f r i k a sund La­

telamerikas, die gerade in den letzten Jahren auf breitester 
Front große Fortschritte in der Erringung der nationalen Un­
abhängigkeit gemacht haben. ist die Selbstbestimmung von 
größter Aktualität, 

Das gleiche gilt schließlich von den Ver ein i g t e n S t a a­
te n, in denen der Kampf um Selbstbestimmung hinsichtlich 
seines sozialen Elements e in erregendes Kapitel des Tagesge­
sehehens bildet, reich an Anklagen gegen die amerikanische 
Wirklichkeit. 

Während die Völker auf dem afrikanischen Kontinent der 
Kolonialherrschaft und den Vorrechten des "weißen Mannes" 
radikal ein Ende machen, wenn auch zunächst in b ü r ger -
li ehe n Revolutionen. sehen sich die 14 Millionen Neger 
d er USA auch heute noch einern erbitterten Rassenkampf aus­
gesetzt. Noch hundert Jahre nach dem nordamerikanischen 
Bürgerkrieg von "1861/65, der ihnen nach einem grauenvollen 
Martyrium der Ausbeu tung, Drangsalierung und Rechtlosig­
keit, beginnend 1617 mit der Verfrachtung der ersten zwanzig 
Negersklaven nach der ersten Stadt in Nordamerika, James­
town, im 14. Amendement die bürgerliche Gleichstellung 
brachte, sind sie in der Wir k I ich k e i t noch weit davon 
entfernt. Beredte Zeugnisse dafür s ind die Rassenkämpfe in 
den Schulen, in denen wiederholt Militär eingesetzt werden 
mußte, um der Entscheidung des Obersten Gerichts gegen 
die Diskriminierung der Neger Geltung zu verschaffen, und 
die grauenvolle Lynchjustiz. 

Mit Bitterkeit, trotzdem in seinem Optimismus angesichts 
der Gesetzmäßigkeit des . historischen Geschehens unerschüt­
tert, mußte so der kürzlich im Alter von 96 Jahren verstor­
bene amerikanische Forscher, Schriftsteller und Historiker 
D u Boi s, Träger des Lenin-Friedenspreises und Ehrendok­
tor d er Berliner Humboldt-Universität, auf der Leipziger Ar­
beitstagung für neuere und neueste Geschichte Afrikas im 
Aprij 1960 von d en schwarzen Bürgern der Vereinigten Staa­
ten sagen: 

,.Der arnerikanische Neger :ist heutzutage noch größte:nt~5 
!Seiner bürgerlichen Freiheiten rund Rechte beraubt; er Wll'd In 
einem beträcht1ichen Ausmaße der Annut rund der D1skrimi­
nierung aULSgecsetzt; er ist der Lynchjustiz untermorren, und es 
wird ihm in einem ,gefährlichen Umfang VOr allem auch jede 
Bil<iungs-und EntwJ.cklungsmöglichkeit genommen. Trotzde!f1 
kann er in seiner Enbwidmung nicht auiigehalten werden; seln 
Kampf verstärkt sich nach Umfang und Inhalt."2) 

Angesichts der Bedeutung der nationalen Selbstbestim­
mung für unsere Gegenwart und ihrer Verwurzelung im mo­
dernen Denken und im internationalen Recht ist es den 
reaktionären Kräften fortan nicht mehr möglich, die Selbst­
bestimmung einfach abzulehnen oder offen dagegen zu oppo-

2) Geschichte und Geschichtsbild Afrikas, Akademle-verlag, Berlin, 
1960. S. 13 
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nieren, wenn sie nicht vollends den letzten Kredit verlieren 
wollen. Auch wer sie nicht will, hütet sich dom vor dem 
offenen Eingeständnis seiner Gegnerschaft. U n t e r Abi e h -
nung der Sache operiert er desto eifriger mi t 
dem Beg r i f f. So ist mit dem Postulat der nationalen 
Selbstbestimmung zugleich ein une r hör te r Mi ß b rau c h 
verbunden. Was den Völkern ein heiliges Recht ist ein hohes 
Ziel, und den sozialistischen Ländern die Wirklichkeit ihres 
Lebens, ist den Reaktionären eine propagandistische Vokabel 
ein Sdtlagwort und eine Phrase. . ' 

Und in diesem Sinne, als Phrase und Lüge, wurde die na­
tionale Selbstbestimmung auch während des Besuchs des 
Präsidenten der Vereinigten Staaten in der Bundesrepublik 
und in Westberlin im Juni 1963 strapaziert. So heißt es zum 
Beispiel im Bon n e r Kom m uni q u e vom 24. Juni: 

"Sie (der Präsident und der Bundeskanzler) ibestätigten auJig 
neue die yerpfiichtung beider Regierungen, für das Recht aut 
Selbstbesttmmung, wie es in der Satzung der Vereinten Natio­
nen festgelegt ißt. und für die Wiedervereinigung Deutschlands 
in Frieden und Freiheit einzutreten. c. 

In ähnlidter Weise bezog sich Ker.medy in seiner Rede an­
läßlich der Verleihung des ' Westberliner Ehrenbürgerrechts 
am 26. Juni auf die Selbstbestimmung, indem er auf die von 
ihm selbst gestellte Frage "Was erfordert die Freiheit?" er­
widerte: 

,.Die Antwort liegt auf der Hand: ein ·geeintes Berlin in einem 
.geeinten Deutschland, geeint durch freie Selbstbestimmung v.nd 
im Frieden lebend. Dieses Recht, nach freiem Ermessen zu 
wählen. ist kein Sondervorredlt, das nur für die Deutsdlen 
verlangt wird. Es ist ein Grunderforoernis meruschlicher Ge­
rechtigkeit. Es ist deshalb ein Ziel. von dem wir niemals a:b­
:Lassen werden." 

Abe~ gerade das, die Entscheidung nach freiem Ermessen, 
verwelgert sowohl die Bundesregierung wie die Regierung 
der Vereinigten Staaten den Völkern, die dieses Redlt geltend 
machen, und zudem, was die schwarzen Bürger der Vereinig­
ten Staaten betrifft und die Mitbestimmung der Politik in 
Westdeutschland, dem eigenen Volk. 

Mit der Selbstbestimmung verhält es sich ähnlich wie mit 
der Freiheit, der Demokratie, dem Sozialismus 
oder mit der c h r ist li c h e n E t h i k. Denn au c h sie 
sind innerhalb der kapitalistischen Ordnung 
ni c h t zu ver wir k li c h e n, wie es im vergangenen 
Jahrhundert bereits die christlichen Sozialreformer (Wichern, 
Adolf Kolping) erfahren haben und wie es in unserer Ge­
genwart Albert Sdtweitzer dadurch beweist. daß er außer­
halb des kapitalistischen Westeuropa seine ganze Kraft daran­
setzen muß, wenigstens persönlich, unabhängig von der Ge­
sellschaft, ein Leben im Einklang mit den dtristlidten Grund­
sätzen zu führen . 
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So richtig die Grundsätze der Vereinten Nationen sind, ver­
mochte die Weltorganisation dennoch angesichts der gesell­
schaftlidten Struktur ihrer i m per i a I ist i s c h e n Mitglied­
staaten nicht, die Erwartungen der Völker hinsidltlich der 
nationalen Selbstbestimmung zu erfüllen, ebensowenig wie 
der Völkerbund von 1919. Charakteristisch dafür ist das 
Schicksal der Pet i t ion end ern a t ion ale n Mi n der­
he i t e n an den Völkerbund und der Vorstellungen zugun­
sten kolonialer Völker beim Treuhandsdtaftsrat der Verein­
ten Nationen. 

Gestützt auf die nach dem ersten Weltkrieg abgeschlossenen 
Verträge zum Schutze der nationalen Minderheiten, wurden 
in den Jahren zwisdten 1921 und 1931 beim Genfer Völker­
bund 525 Petitionen eingebracht, ohne daß darauf, ein paar 
Fälle ausgenommen, etwas gesdtehen ist! Genauso traurig ist 
die Bilanz des Treuhandschaftsrates der Vereinten Nationen, 
dem in den ersten fünf Jahren seiner Existenz mehr als 700 
Eingaben unterbreitet wurden, deren Behandlung jedoch am 
Widerstand der Kolonialmächte scheiterte! Erleichtert wird 
den Reaktionären die Irreführung der Völker dadurch, daß 
auch 

"unter vielen sonst recht fortschrittlichen Denkern die Idee 
einer Welt der grundsätzlichen Gleichberechtigung unter den 
Völkern von einer klaren Konzeption heute noch recht weit 
entfernt ist. Wir klammern uns Jnstinktiv an die Figur der 
P y r ami deals Symbol der zivilisierten Welt: Ei In G i P f e 1 
- kleiner oder größer - deraberdieMelhrheit 
der Menschheit QU5sc rhiließt, wovon es dann lang­
sam, über Hunderte, ja Tausende von Jahren nach unten aus­
strahlt. Für die meisten Menschen .stellt eine Generation I'IUlSSi­
scher Schulerfolge oder ein Jahrzehnt chinesiJScher Flutkontrolle 
nichts Erstaunliches oder Revolutionäres dar. Wir tun ebenso­
we~ überrascht, daß nach 90 Jahren amerikani5cher Neger­
bildung 30 Prozent von Umen immer noch Analphabeten sind. 
Tatsache ist jedoch nicht nur, daß sie die notwendigen Schulen 
nie h t be kom In e n haben, sondern auch, daß ei n Dri t­
tel der AmerikanerJmmer nochentscrhlossen 
ist, daß sie keine guten SChulen haben 
dürfen".3) 

Angesichts .der Aktualität der nationalen Selbstbestim­
mung und ihrer Bedeutung für das friedliche Zusammen­
leben der Völker und die internationale EntWicklung wird 
Klarheit über das Wesen der nationalen Selbstbestimmung 
und über die Geschidtte des Kampfes um die Selbstbestim­
mung zu einer Voraussetzung trudttbarer politisdter Arbeit. 

3) DuBOis, 8.8.0., S. 15 
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Das Wesen der nationalen Selbstbestimmung 

Einen festen Anhaltspunkt für die Definition des Wesens 
der nationalen Selbstbestimmung bietet L e n in. der diese 
Probleme in der historischen Situation des alten Rußlands 
am gründlichsten von allen erlebt und studiert und dann im 
jungen Sowjetstaat als Staatsmann gelöst hat. 

Nach Lenin ist die Selbstbestimmung eine his tor i s ehe 
Erscheinung des bürgerlichen Zeitalters ein 
Charakteristikum der Epoche der bürger­
lichen R.evolutionen, die in Westeuropa "einen ziem­
lieh bestimmten Zeitraum etwa von 1789 bis 1871 einnimmt 
also die Epoche der nationalen Bewegungen und der Heraus~ 
bildung der Nationalstaaten". So zu lesen in der in den ersten 
Monaten des Schicksaljahres 1914 gesduiebenen Abhandlung 
.. über das Selbstbestimmungsrecht der Na­
ti 0 n e n", eingefügt dem Band XX der Werke Lenins. Für 
Oste u r 0 p a und A sie n datiert Lenin die Aktualität der 
Selbstbestimmung mit dem Ausbruch der russischen Revolu­
tion von 1905: 

,.Die Revolutionen in Rußland in Persien in der Türkei in 
China, die Kriege auf dem Balkan - das 'ist die Kette ~on 
Weltereigrtimen unserer Epoche in i\lnserem ,Osten'. Und in 
dieser Kette von Ereignissen kann 'nur ein Blinder das Er­
wachen einer ganzen Reihe von bürgerlich-demokrati6chen na­
tionalen Bewegungen, von Bestrebungen zur Schaffung national 
unabhängiger und national einheitlicher Staaten nicht wahr­
nehmen. Eben weil und nur weil Rußland zusammen mit sei­
nen Nachbarländern jetzt diese Epoche durchmacht brauchen 
wir in unserem Progranun den Punkt über das Seibsbbestim­
mungsrecht der Naüonen."5) 

Als Zeitgenosse eines weltweiten Verlangens nach nationaler 
Selbstbestimmung hat Lenin in seinem politischen Realismus 
gleich auf den ersten Seiten seiner Abhandlung die k 1 a s -
sische Definition der nationalen Selbstbe­
stimmung dahin gegeben: 

,"~enn w.ir 8.100 die Bedeutung der Selbstbestimmung der 
Nahonen begreifen wollen, ohne in ein Spiel mit juristischen 
Definition zu verfallen, ohne al::6trakte Begriffsbestimmungen 
.a·lllSZuhecken', vielmehr indem wir die historischen und ökono­
mischen Voraussetzungen der nationalen Bewegungen unter­
suchen, so kommen wir unvermeidlich zu dem Schluß: Un ter 
Selbstbestimmung der Nationen ist ihre 
staatliche Lostrennu'l1g VOn fremden Natio­
nalgemei nschaften zu verstehen, ist die Bil­
dung eJ.nes selbständigen NationaQstaate s 
zu verstehen."6) 

5) Len1n, Werke, Band XX. Berlln 1961, S. 409 
6) Len1n, a. Q. 0., S. 399 
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In diesem Sinne ist die nationale Selbstbestimmung in der 

russischen marxistischen Literatur stets verstanden worden: 
nicht nur als politische oder kulturelle Autonomie, sondern 
als Recht auf den eigenen Nationalstaat. Und so zieht Lenin 
in dem Schluß dei' erwähnten Abhandlung das Fazit dahin: 

"Vom Standpunkt der marxistischen Theorie im allgemeinen 
bietet die 'Frage des Selbstbestimmun'gsrechts keine Schwierig­
keiten, Ernsthaft kann die ,Rede weder davon sein, die Lon­
doner Entschließung von 1896 ar'!ZUfechten, noch davon, die 
Tatsache zu bestreiten, daßunterSel lbstbestimmung 
nur das Recht auf Lostrennun.g 'Zu verstehen 
i a t, oder die Tatsache, daß die Bildung sell::6tändiger National­
staaten eine Tendenz aller bürgerlich-demOkratischen Umwäl­
zungen ist. ",) 

Zugleich verdanken wir Lenin die Feststellung, daß die 
öko n 0 m i s ehe Unabhängigkeit, die Autarkie, keinen Be­
standteil der nationalen Selbstbestimmung bildet, wie denn 
audl die ökonomischen Verbindungen zwischen den Völkern 
im Zeitalter der Weltwirtschaft viel zu eng sind. 

Die Lehre von Karl Marx fortführend, hat Lenin sodann 
noch darauf hingewiesen, und das ist gerade für unsere Ge­
genwart von besonderer Bedeutung, daß mit der nationalen 
Selbstbestimmung die so z i ale eng verbunden ist: 

.. Es unterlag für Marx keinem Zweifel, daß im Ver,gleich mit 
der ,Arbeiterfrage' die nationale Frage von untergeordneter 
Bedeutung ist. "8) 

Während die nationale Selbstbestimmung gerade in den 
am weitesten entwickelten Ländern Westeuropas ihre Mis­
sion hinsichtlich der Nationalstaatbildung erfüllt hat, harrt 
dagegen die soziale Frage noch der Lösung: 

"Nicht der übergang vom FeudaliJSmus oder von der patriar­
chalischen Bal'lbarei zum nationalen Fortschritt, zu einem kultu­
reH entwickelten, einem politisch freien Vaterland -steht hier 
auf der a'agesordnung der Geßchichte, 5 0 nd ern der 0 b e r­
ga ng von de m ü berleibtenkapi ta1is tisch über­
reifen ,Vaterland' zum Sozia:lismu\S,"9) 

Im Einklang mit dieser Definition kommt der sowjetisdle 
Jurist G. S t a r u s ehe n k 0 in seinem in der Zeitschrift 
"Meshdunarodnaja Shisn" veröffentlichten Artikel "Der Frie­
densvertrag und das Falschspiel mit der Selbstbestimmung" 
zu der Feststellung, daß Selbstbestimmung das Recht aller 
Völker ohne Ausnahme vor aus set z t, 

"ohne fremde Einmischung nicht nur alle Fragen ihrer Be­
ziehungen zu anderen Nationen und Völkern bis zur Lostren­
nung und Bildung \Selbständiger Staaten zu entscheiden, son­
dern auch alle Fragen der inneren Struktur. einschließlich <1er 

') Len1n, a. a, 0., S. 457 
') Lentn, a, a. 0" S. f4:1 
') Lenin, werke, Band xxm, Berlln 1957. S. 30 
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Be6limmun~ des Gesellschafts- und StaatsaufbaUß. der Ver­
fügung über die Natunschätze usw .... 

wie denn auch die Kommunisten 

.. die nationale Frage als ein der sozialen Befr e iun g 
der Werktätigen untergeordnetes probl e m 
betrachten, das Recht auf Seltl5tbestimmung sowohl aus vielen 
Nationalitäten bestehenden Völkern als auch einern Tei'l e iner 
Nation oder Völkerschaft zu~kennen, wenn nur die Selbst­
bestimmung den sozialen Fortschritt, die Befreiung von d er 
imperialistischen Unterdrückung, von Ausbeutung und Kapi­
Wismus fördert". 

Von den Regierungen des alten Rußland war ebensowenig 
eine Realisierung der nationalen Selbstbestimmung zu er­
warten wie von den übrigen Regierungen Europas. Ange­
sichts der druckenden Lage der nationalen Minderheiten, der 
"Fremdstämmigen", die im alten Rußland genau die Hälfte 
der Gesamtbevölkerung ausmachten, und ausgehend davon. 
daß die Politik der Unterdrückung der Nationalitäten eine 
"Politik der Trennung der Nationen" und "gleichzeitig die Po­
Jitik der systematischen Demoralisierung des Volksbewußt­
seins" ist10). versuchte die russische Arbeiterpartei, wenn 
schon eine grundsätzliche Lösung nicht möglich war, wenig­
stens Ver b e s s e run gen zugunsten der nationalen Min­
derheiten zu erreichen. Dem diente ein von der sozialdemo­
kratischen Arbeiterfraktion in der IV. Reichsduma einge­
brachter Gesetzentwurf über die national e 
GI ei e h b e r ee h t i gu n g, der die Aufhebung aller natio­
nalen Beschränkungen für alle Nationen verlangte. 

In einem im Mai 1914 geschriebenen Artikel "Gesetzent­
wurf über die Gleichberechtigung der Nationen und über den 
Schutz der nationalen Minderheiten"u) forderte Lenin ins­
besondere 

.. die unbedingte Wahrung der Rechte der eigenen Sprache auf 
der Grundlage des Prinzips der Gleichberechtigung, zum Bei­
spiel des Rechts. von den staatlichen und gesellschaftlichen Ein­
richtullJten eine Antwort in derselben Sprache 7iU erhalten, in 
der die Anfrage erfolgte". 

Eine Bekräftigung seiner These vom Re c h tau f Los­
trennung von einer fremden Na ti onalgemei n­
sc h a f t als Wesen der nationalen ' Selbstbestimmung er­
blickte Lenin in der Trennung Norwegens VOll 

Sc h w e den im Jahre 1905, die im nächsten Abschnitt näher 
behandelt wird. 

Als dann der Oktober 1917 heranreifte. als der Sturz des 
Zarismus und der Aufbau des sowjetischen Staates auf der 
Tagesordnung stand, versuchte Lenin sogleich die nationale 
Selbstbestimmung sowohl im Innem wie in den internatio­
nalen Beziehungen im Einklang mit der marxistischen De-

" ) Lenln. werke, Band XX. Berlin 1961, S. 234 
H) Lenin, a . a. 0 .. S . 281 
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finition ZU verwirklichen. So schrieb er in dem wenige Wochen 
vor der Großen Sozialistischen Oktoberrevolution im "Ra­
botschi Put" veröffentlichten Artikel "Die Aufgaben der Re­
volution"(2): 

.. Die Hauptbedingung für einen demokratischen . FrJe:ten ist 
der Verzicht auf Annexionen (Eroberungen) - ~cht 1~ dem 
falschen Sinne, daß alle Mächte das Verlorene zuruck.gewlD~en , 
sondern in dem einzig richtigen Sinne, daß aus~sl~ J~e 
Völkerschaft, sowohl in Europa wie in den Koloru,:n, die Fre.l­
heit und die Möglichkeit erhält, selbst zu en~ch.eJ.den, ob Ble 
einen separaten Staat bilden oder einem beheblgen anderen 
Staat angehören will." 

Ähnliche Gedanken entwickelte Lenin in der Red e übe r 
den Frieden am 8. November 1917, in der eIl den Ent­
schluß der Sowjetregierung bekanntgab, einen sofortigen Frie­
den ohne Annexionen (d. h. ohne Aneignung fremder Terri­
torien, ohne gewaltsame Angliederung fremder Völkerschaf­
ten) und ohne Kontributionen abzuschließen. 13) 

Noch mehr ins Einzelne gehend entwickelte Lenin das 
Wesen der nationalen Selbstbestimmung in dem Konzept 
eines Programms für die Friedensverhand-
1 u n gen , in dem es u. a. heißt: 

1. Offizielle Anerkennung des freien Selbstbestimmungs­
re~ts bis zur Lootrennung und Bildung eines selbständigen 
Staates für jede (nichteigenstaatliche) Nation, die dem jeweili­
gen kriegführenden Land angehört; 

2. das Recht auf Selbstbestimmung wird verwirkLicht durch 
ein Referendum der ,gesamten Bevölkerung des Gebiets, das vorn 
Recht der Selbstbe5timmung Gebrauch macht; 

3. die .geographischen Grenzen des vom Recht ~er Selbst­
bestimmuna Gebrauch madlenden Gebiets werden durch demo­
kratisch gewählte Vertreter dieses 'llIld der angrenzenden Ge­
biete festgelegt. "14) 

Des weiteren fordert Lenin in diesem Zusammenhang noch 
den Abzug der Truppen aus den Gebieten die vom Recht der 
Selbstbestimmung Gebrauch machen. 

Zusammenfassend ist demnach festzustellen , daß die natio­
nale Selbstbestimmung besteht 
1. in dem Re c h t je der Na t j 0 n auf ein e n ei gen e n 
Staat, 
2. in dem Re e h tau f Tl' e n nun g von ein e rf rem­
den Na t ion a 1 ge m ein s c h a f t und 
3. in der fr eie n E n t s c h e j dun g übe r den pol i ti­
sehen , wirtschaftlichen , sozia l en und kul­
tu r e lI e n S tat u s. 

lf) Lenin, werke, Band XXVI. Berlin 1961 . S. 45 
") Lenln, a. a. 0., S. 239 
'4) Len ln , 3. a . 0 ., S . 346 
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Geschiddliche Beispiele nationaler 
Selbstbestimmung 

Da das Alt e r t u m und das Mit tel alt e r Nationen und 
Nationalstaaten nicht kannten, war H~nen auch der Gedanke 
der nationalen Selbstbestimmung fremd. Und fremd war die 
nationale Selbstbestimmung auch dem Gründer des Deutschen 
Reiches vom 18. Januar 1871, Bis m a r c k. obwohl er mitten 
hineingestellt war in die Hochflut nationaler Bewegungen. 

.,Bismarck:s .politisches WeltfuHd ist ja stets 'bestimmt woroen . 
) durch das Bekennths zum Staats-. noch nicht zum Volks­

gedanken."15) 

Wichtiger als die öffentliche Meinung, als das Wollen des 
Volkes waren Bismarck die Dyn ast i e n und ihre Inter­
essen. Die öffentliche Meinung jedoch war Bismarck ledig­
lich ein "Lärm der Redner und der Zeitungen"IG), tauglich 
bestenfalls für Pressionen. Geradezu mit Genugtuung nahm 
Bismarck für sich in Anspruch, daß er nie darüber im Zwei­
fel gewesen sei, "daß der Schlüssel zur deutschen Politik 
bei den' Fürsten und Dynastien lag und nicht bei 
der Publizistik, in Parlamenten und Presse oder bei der Bar­
rikade".fi) Nach Bismarcks Meinung bedurfte der deutsche 
Patriotismus, "um tätig und wirksam zu werden, geradezu 
der Vermittlung dynastiscl1er Anhänglichkeit": 

"Die deutsche Vaterlandsliebe lbedarf eines Fürsten, auf d en 
sich ihre Anhängllchkeit komentriert. Werm man den ZUlStand 
fingierte, daß sämtliche deutßche Dynastien plötzlich beseitigt 
wären, so wäre nicht wahrscheinlich, daß das deutsche Natio­
nalgefühl ahle Deutschen in den Friktionen europäischer Politik 
völken-echtlich zusammenhalten würde, auch nicht in der Form 
föderierter Hansestädte und Reichsdörfer. Die Deuhschen wür­
den fester geschmiedeten Nationen Zur Beute fahlen, .wenn 
ihnen das Bindemittel verlorenginge, welches in dem gemein­
samen 5tandesgeLühle der Fürsten liegt."18) 

Und diese Auffassung ist auch charakteristisdt für die 
Pol i t i k Bismarcks, die durchweg u n a b h ä n gig vom 
Volkswillen, ja gegen die Vorstellungen der 
Na t ion durchgeführt worden ist. Schon die "schleswig.!.hol­
steinische Aufgabe", die seit 1815 das deutsche Volk immer 
wieder in Bewegung brachte, hat Bismarck, wie es audt sein 
Biograph Marcks bestätigt, nid1t mit, . sondern ge gen 
Deutschland gelöst. Zu ähnlicl1en Feststellungen sind auch 

U) Windelband, Bismarck und die europäischen Großmächte 1879/1285. 
S.19 

I') BiSmarck, Gedanken und Erinnerungen. Stuttgart 1928, S. :r46 
") a. a. 0., S. 262 
18) a. a. 0., S. 364 
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andere Historiker bis in die neueste Zeit hinein gelangt. So 
schreibt zum Beispiel Walter Busmann in seinem 1956 er­
schienenen Buch "Das Zeitalter Bismarcks" im Hinblick auf 
die schleswig-holsteinische Aufgabe: 

"So war rur .größten überraschung der Zeitgencssen mit. den 
Mitteln einer Kabinethspolitik und durch die erfolgreiche Füh­
rung eines Koalitionsskrieges sowie im G e g en s atz zur 
na t ional e n run ,d popularen Bew.e.g un ,g d as. alte 
nationale Ziel der Befreiung 'Cler Herzogtümer emeicht 
worden. " 19) 

Ebenso erfolgte die R e ich s g r ü n dun g, die Begrün­
dung der nationalen Einheit, von der im " G run d riß der 
Geschichte der deutschen Arbeiterbewe­
gun g" gesagt wird, daß sie nach 1848/49 auf zwei grund­
sätzlich verschiedenen Wegen möglich war: 

"dem Weg der Revolution von unten (die gesamtdeutsche 
Republik als Ergebnis eineT TevolutionäTen Volksbewegung 
gegen die Dynastien und ihre sozialen und politischen Stützen 
innerhalb und außerhalb Deutschlands) oder dem Weg der 
,Revolution von oben< (die Einigung unter der Hegemonie des 
preußischen Staates und ' der EThaltung der meisten Dyna­
stien"20), nach ihrer Form entgegen dem Volksinteresse. So 
heben denn auch die meisten Bismarck-Biographen hervor, 
daß die Reichsgründung nicht aus der Volksbewegung, "nicht 
aus Partei besprechungen und Abstimmungen, sondern aus 
diplomatischen Verhandlungen im hergebrachten. Stil der 
Bundespolitik" (Kaehler) hervorgegangen ist. 

Wohl aber war der Gedanke der nationalen Selbstbestim­
mung heimisch in der internationalen Arbei­
t erb ew e gun g. So wird zum Beispiel in der Er s te n 
Adresse des Generalrats der Internatio­
na I e n Ar bei t e ras s 0 z i a t ion über den Deutsch­
Französischen Krieg von 1870/71 anerkennend der Beschluß 
einer Arbeiterversammlung in Braunschweig angeführt, der 
für die Völker die Macht verlangt, über 
Krieg und Frieden zu entscheiden, sie so zu 
Herren ihrer eigenen Geschicke und die Wiederholung eines 
solch Wlgeheuren sozialen Unglücks, wie es der Krieg ist. 
unmöglich macht.21) 

Im Einklang mit diesen Gedanken haben die Begründer des 
wissenscl1aftlichen Sozialismus, Karl Marx und Friedricl1 
Engels, die zweite Phase des Deutsch-Französischen Kriegs. 
den übergang zum Eroberungskrieg, scharf verurteilt, ins­
besondere die Annexion Elsaß-Lothringens, ausgehend davon, 
daß das Volk von Elsaß-Lothringen, wie es in der Zweiten 
Adresse des Generalrats heißt, sidl nidlt gerade nach deut-

") W. Busmann. Das Zeitalter Bismarcks, S. 80 
!f) Einheit, Sonderheit August 1962. S. '19 
11) Marx/Engels. Werke, Band XVTI. BerUn '!S6:2, S. 6 
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scher Umarmung gesehnt habe. Weit in die Zukunft weist 
die Feststellung in dieser Adresse: 

.,Die Ge:;chichte wir-d ihre Vel'geltung bemessen nicht nach 
der Ausdehnung der von Frankreich abgerissenen Quadrat­
meilen sondern nach der Größe des Ver.brechens. daß man 
in der ~weiten Hälfte des 19. Jahrhunderts die Pol i t i k der 
Eroberungen aufs neue ins Leben gerufen 
ha t ."22) 

Aber nicht nur im Deutsch-Französischen Krieg ist Karl 
Marx unabhängig von seiner nationalen Zugehörigkeit für die 
Selbstbestimmung eingetreten, sondern auch I r I a n d und 
Pol engegenüber. Anschaulich hat L e n i n darauf in sei­
ner Abhandlung "über das Selbstbestimmungsrecht der Na­
tionen" verwiesen: 

"Marx hatte die Gewohnheit, seinen Bekannten unt~r de~ 
Sozialisten. wie er sich ausdrückte, ,auf den Zahn zu .fu~1en. 
sie auf ihre Ziel klarheit und ü.berzeugungst:eue zu prüfen: 
Nachdem er Lopatin kennengelernt hat, Bchreibt er am 5. JulI 
1870 an Engels ein im höchsten Grade schmeichelhaftes Urteil 
über den jungen russi6chen Sozialisten, fügt dem jedoch hinzu: 

,Schwacher Punkt: Polen. Hier spricht er ganz wie ein E~­
länder - GaY an English chartist of the old schoo1 (etwa Wie 
ein engüscber Chartist der alten Schule) - von Irland.' 

Marx fragt einen Sozialisten. der einer Unterdrückernation 
angehört über Beine Stellung zu der unterdrückten Nation aus 
und le~t' sofort den Fehler bloß. der den Sozi.alisten der herr­
schenden Nation (der englischen und der russischen) gemein­
sam ist: das Unverständnis Wr ihre ISOzialistischen Pflichten 
gegenüber den unterdI1Ückten Nationen. das Wiederkäuen von 
Vorurteilen. übernommen von der ,Großmacht'boUl'lgeoisie."23) 

Einen hervorragenden Platz in der marxistischen Literatur 
über die nationale Selbstbestimmung nimmt der I n t ern a -
tionale Arbeiter- und Gewerkschaftskon­
g r e ß ein, der 1896 in London tagte und in seiner ab~chlie­
ßenden Entschließung ein uneingeschränktes Bekenntms zur 
nationalen Selbstbestimmung abgelegt hat. Besonders bedeut­
sam an dieser Resolution im Hinblick auf unsere Gegenwart 
ist, daß die Bejahung der nationalen Selbstbestimmung zu­
gleich verbunden ist mit einer Kampfansage an den Kapita­
lismus, mit dem Aufruf, die kapitalistische Ordnung zu 
stürzen: 

,,Der Kongreß erklärt. daß er für v 0 11 e s Sei b s t -
bestimmungsrecht aller Nationen eintritt und 
mit den Arbeitern jede:1 Landes Bympathisiert, das gegenwärtig 
unter dem Joch des militärischen, nationalen oder anderen 
Despotismus leidet. Er fordert die Arbeiter aller dieser Länder 
auf. in die Reihen der klassenbewußten Arbeiter der ganzen 

ft) ebd.. S. 274 
U) Lenin, Werke. Band XX, Berlin 1001. S. +40 
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Welt zu treten, um mit ihnen gemeinsam für die übe:r.w:indung 
des internationalen Kapitalismus und die Durchsetzun~ der 
Ziele der internationalen Sozialdemokratie zu kämpfen'" .) 

* Das erste Beispiel eines harten, erfolgreichen Waffengangs 
für die nationale Selbstbestimmung in einem komplizierten 
historischen Prozeß bildet die T ren nun g der a m e r i -
kanischen Kolonien Englands vom Mutter­
land 1776 bis 1783. Im Unterschied zu der Entwicklung in 
Afrih:a und Asien wurde diese Bewegung nicht von der ein­
heimischen Bevölkerung getragen, sondern von den Einwan­
derern, die mit den Bürgern der britisroen Inseln größtenteils 
durch die gern ein sam e Ab s tarn m u n g und ein e 
S p r ach e verbunden waren. 

Viele der Kolonisten, Puritaner, Katholiken, aber auch die 
Mährischen Brüder und deutsche Protestanten, hatten ihres 
GI a u ben s wegen die alte Heimat verlassen, aus Prostest 
gegen die religiöse Unterdrückung. Leider hinderte sie das 
nicht, den indianischen Ureinwohnern der neuen Welt gegen­
über nach der brutalen Losung zu handeln: "Der einzige gute 
Indianer ist der tote Indianer - der Wilde muß gehen!". so 
daß schließlich den Indianern nur noch Reservate in der an­
gestammten Heimat verblieben sind. 

Mit dem zunehmenden Selbstbewußtsein. wurzelnd auch 
darin. daß sie sich in ihren Kämpfen u~ Kriegen größten­
teils auf die eigene Kraft angewiesen sahen, dehnten die 
Kolonisten das Redtt, das sie einst fQ.r ihren Glauben in An­
spruch genommen hatten, nun auch auf die bürgerlichen Ver­
hältnisse aus. ,.Wie vormals für Glaubensfreiheit, ward jetzt 
für die politisdte Unabhängigkeit gestritten. CI 

Damals ging es Großbritannien nicht nur um die Aufrecht­
erhaltung alter Vorrechte gegen eine aufbegehrende Bevölke­
rung, sondern das merkantilistisdte England der damaligen 
Zeit versuchte auch noch, über die alte Abhängigkeit der 
Kolonien hinaus, die darin bestand, daß Handel und Schiff­
fahrt von England aus geleitet wurden und die Produktion 
drosselnden Bestimmungen unterlag, den amerikanische Kolo­
nien neue Auflagen und Zölle aufzuerlegen. Dagegen setzten 
sich die Kolonien rrüt wachsender Entsroiedenheit zur Wehr. 
indem sie geltend machten: 

.. Nur das Unterhaus habe das Recht, Steuern zu bewilligen; 
und da die amerikanischen Untertanen Seiner Majestät im 
Parlament nicht vertreten seien. könne folglich auch von einer 
Besteuerung derselben nicht die Rede sein." 

Mit Protesten gegen die britischen Teezölle. dem sogenann­
ten Teesturm von Boston, in dem am 18. Dezember 1773 eine 
ganze Sdüffsladung Tee, das Pfund mit 3 Pence zu verzollen, 
ins Meer geworfen wurde, nahmen Ereignisse weltgeschicht-

11) Lenin~ a. a. 0., S. 2.19 u. :w.i 
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lünen Formats ihren Anfang, die am 4. Juli 1776 zur U n a b­
hängigkeitserklärung und damit zum Eintritt der 
Vereinigten Staaten in die Weltgeschichte führten. 

"Die zentrale Forderung der Revolution 
war überall die Forderung nach nationaler 
U n a b h ä n gig k e i t. "25) Zugleich aber war die nationale 
Unabhängigkeit eine wir t sc h a f t 1 ich e Notwendigkeit 
ersten Ranges. Unter den alten Abhängigkeitsverhältnissen, 
die es den Kolonien untersagten, Stahl zu produzieren, Blech­
schmieden und Eisenhämmer anzulegen und über die Grenzen 
der eigenen Provinz hinaus Handel zu treiben, war eine wirt­
schaftliche Entwicklung des auch in Nordamerika aufstreben­
den Kapitalismus nicht möglich. 

Was der amerikanische Historiker William Z. Foster im 
Hinblick auf Lateinamerika festgestellt hat, gilt ohne Ein­
schränkung auch für Nordamerika und die britische Metro­
pole: "Den Kolonien das Lebensblut auszusaugen. ihre Lände­
reien und Industrien, ihren Handel und ihre Arbeitskraft nur 
als Objekte rücksichtsloser Ausbeutung einzig und allein zum 
Wohl einer verhältnismäßig kleinen Zahl von parasitären 
Besitzenden und Herrschern in Europa und Amerika zu be­
trad1ten, das war die ein für allemal festgelegte Linie dieser 
Metropolen. "26) 

Gewiß gab es auch in England einige einsichtige und weit­
sichtige Politiker, die gegen die Blindheit ihrer Klasse auf­
begehrten. Der damalige Führer der Opposition E d m und 
Bur k e verglich die Kolonisten mit "zu Tode gehetzten wil­
den Tieren, die sich nun gegen die Verfolger wehren", und 
Will i a m P i t t, dem später sein hartnäckiger Widerstand 
gegen die Französische Revolution den Titel eines Lord 
Chatham einbrachte, gab 1775 dem Unterhaus warnend zu 
bedenken: 

Es ist 'kein noch so ärmlicher Bettler in den Straßen Lon­
d~~. der nid1t ,unsere amerikaniISchen Untertanen.' spräche! 
der sich nicht für einen Gesetzgeber Amer,ikaf; 8Il1Sahe! Aber, 
Mylords. außer der alJ.ten, verfassungsmäßigenr A'bhäI1d!igkeit 
Amerikas, .sich Handel und Schiffahrt von England bestimme.n 
2iU lassen, worauf gründen sich die anderen Rechte, welche wir 
ausüben wollen?" 

Der Erringung der nationalen Selbstbestimmung in Nord­
amerika folgten in den nächsten Jahrzehnten die Unabhän­
gigskämpfe in dem damals reicheren und an Bevölkerung 
zahlreicheren Lateinamerika, in denen Spanien zwischen 1810 
und 1826 seine sämtlichen Besitzungen in der neuen Welt 
wieder verloren hat. 

Eine neue Enttäuschung erlebte in dieser Entwicklung Eng­
land, das darauf spekulierte, das spanische Erbe an sich 
bringen zu können. "Es ist geschehen", so ließ sich 1825 der 

U} Will1am Z. Faster. Abriß der politischen Geschichte be.lder 
Amer1ka, Berlin 1957, S. 179 

~ ebd .. S. 233 
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damaligel britische Außenminister Canning vernehmen, "der 
Nagel ist hineingetrieben, Spanisch-Amerika ist frei; und es 
ist englisch, wenn wir unsere Sache nicht elend verpatzen."27) 

Statt von spanischen in britische Hände gingen die ehe­
maligen Kolonien in Lateinamerika jedoch, wiederholt durch 
Einmischungsversuche anderer Mächte bedrängt, den Weg in 
die Eigenstaatlichkeit. Es wurden frei Hai t i 1804. Par a­
g u a y und V e n e z u e I a 1811, Arg e n tin i e n 1816, 
Chile 1818 Kolumbien 1819, Mexiko, Kosta­
rika, Sal~ador, Guatemala, Honduras, Ni­
karagua und Peru 1821, Brasilien und Ekuador 
1822, Bol i v i e n und Ur u g u a y 1825, die Dom i n i k a­
nische Republik 1844, Kuba 1898 und Panama 
1903. 

Im 19. Jahrhundert gelang es auch den Völkern Süd 0 s t­
eu r 0 pas, die natjonale Unabhängigkeit zu erringen. Durch­
weg waren dem Sieg der nationalen Bewegungen große Volks­
aufstände gegen die Türken voraufgegangen, die seit dem 
14. Jahrhundert diese Gebiete beherrschten und deren Herr­
schaft sich immer mehr als ein Hindernis für die Entwicklung 
der Produktivkräfte erwiesen hatte. Die Bourgeoisie dieser 
Länder, die sich inzwischen im Einklang mit der europäischen 
Gesamtentwicklung herausgebildet hatte, fühlte sich auf 
Schritt und Tritt in ihrer wirtschaftlichen Aktivität behindert 
und in ihrem Selbstbewußtsein durch die Barbarei des osma­
nischen Staates erniedrigt. 

1821 erlangte G r i e ehe n I a n d in wechselvollen Kämp­
fen unter der Führung der Philike Hetairia, an deren Spitze 
das Brüderpaar Ypsilanti stand, seine Freiheit unter der 
Sympathie der europäischen Völker. Bekannt ist die Teil­
nahme Lord Byrons mit seinen Freiwilligen an den griechi­
schen Freiheitskämpfen. England selbst hatte allerdings nicht 
die Absicht, "aus Griechenland ein unabhängiges Königreich 
zu macben28), weil es die Türkei als Barriere gegen Rußland 
er;halten wollte. "Im Grunde genommen wurde das Schicksal 
Griechenlands durch den Russisch-Türkischen Krieg 1828/ 29 
entschieden. Marx und Engels schrieben, daß die russische 
Armee durch ihren Vormarsch über das Balkangebirge in das 
Maritzatal den Ausgang des griechischen Aufstandes ent­
schieden hat. "29) 

1829 folgten Rum ä nie n, 1878 B u I gar i e n und das 
heutige J u g 0 s I a wie n, das seit der berühmten Schlacht 
auf dem Amselfeld 1389 das türkische .-roch ' getragen\ hatte, 
und 1912 schließlich Alb a nie n. Ur..terstützung fanden die 
jungen Nationalstaaten, wie zuvor bereits Griechenland, an 
Rußland. Es waren nicht zum wenigsten die russischen Siege 
in den Kriegen gegen die Türken, die es diesen Ländern er-

U) ebd., S, 235 
D) Kart Man: I Fried.rlCh Eng els, Gesammelte SChTiIten 1852/62, Band n, 

S. 15 
D) Große Sowjet-Enzyklopä die. GesChichte Griechenlands. S . 10 
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möglichten, ihre nationale Freiheit zu erringen und zu. be­
haupten. Mehrfach ist darauf auch von Karl Marx und Fned­
rich Engels hingewiesen worden. "Die slawischen Völker der 
Balkanhalbinsel", so schrieben sie, sahen in Rußland "ihren 
Halt, ihre Stütze, ihren Befreier, ihren Messias".30) 

Mit der Proklamierung der Unabhängigkeit innerhalb der 
kapitalistischen Welt war freilich die volle Freiheit noch 
nicht erreicht - sei es, daß den jungen Staaten Könige aus 
fremden Nationen oktroyiert wurden - so erhielt Griechen­
land zunächst einen bayrischen und nach dessen Absetzung 
einen dänischen Prinzen als König - oder sie einbezogen 
wurden in die Interessenkämpfe der europäischen Groß­
mächte auf dem Balkan, in denen Albanien zum Beispiel fünf 
Jahre nach seiner Unabhängigkeitserklärung vorübergehend 
ein italienisches Protektorat bildete. 

Neben den na t ion ale n Elementen der Selbstbestim­
mung der Völker machten sich auch in Südosteuropa sehr 
schnell die s 0 z i ale n geltend. Erst der Sieg der Sowjet­
union im Anti-Hitler-Krieg gab den Nationalstaaten des Bal­
kans ein stabiles Fundament und führte mit der Bildung der 
Volksrepubliken zur vollen Verwirklichung 
der nationalen Selbstbestimmung. 

* 
Ein Beispiel für die Verwirklichung der nationalen Selbst­

bestimmung auf fr i e d I ich e m Wege bietet die Trennung 
Norwegens von Schweden im Jahre 1905. 

Norwegen hatte fünf Jahrhunderte hindurch, von 1380 bis 
1814, zu Dänemark gehört, wie denn auch die großen nor­
wegischen Dichter Björnson und Ibsen ihre Werke in 
dänischer Sprache geschrieben haben. Als Schwedens Pläne 
hinsichtlich einer schwedischen Ostseeherrschaft an der Reali­
tät der geographischen Lage und der Größe Rußlands ge­
scheitert waren, richteten sich die Blicke derer, die mit den 
natürlichen Grenzen nicht zufrieden waren, auf Norwegen. 
Ihnen gelang es dann durch den ehemaligen Marschall Napo­
leons 1., Jean Baptiste Bernadotte, der in den napoleonischen 
Kriegen zum Kronprinzen und König von Schweden avanciert 
war, auf dem Wiener Kongreß 1815 die Personalunion Schwe­
dens mit Norwegen zu erreichen. 

Die Auflehnung gegen diese Vereinigung wider den Willen 
des Volkes erwies sich als stärker als die ökonomischen Bande 
zwischen beiden Ländern. Nach einer langen Serie von Kon­
flikten, in denen wiederholt schwedisches Militär gegen Nor­
wegen eingesetzt worden war, hob der norwegische Storting 
im August 1905 die Personalunion mit Schweden auf. In dem 
nachfolgenden Referendum 'wurde diese Entscheidung am 
13. August 1905 mit 368200 gegen 184 Stimmen gebilligt. Die 

~') Kar! Marx I Frledrich Engels, Gesammelte Schritten, Band I . S. 166 
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Aristokratie und die Geistlichkeit Schwedens dachten zu­
nächst an Krieg, fügten sich dann aber der Entscheidung des 
norwegischen Volkes. \ 

Als Lenin in seiner im April 1914 geschriebenen Abhand­
lung "Zur Frage der nationalen Politik" mit dem Kadette.n 
Kokosch.k:in abrechnete, der die Ansicht vertrat, mit der poh­
tischen Selbstbestimmung der Nationen vorsichtig umzugehen, 
damit sie nicht zum Verfall des Staates führe, ging er dabei 
auch auf die Trennung Norwegens von Schweden ein, um an 
diesem Beispiel den Beweis zu führen, daß die norwegisch­
schwedische Lösung bei den Völkern zugute gekommen ist: 

"Die Lösung der gewaltsamen Bindung 'bedeutete Stärkung 
der freiwilligen wirtschaftlichen Verbindung, verstärkte kultu­
relle Annäherung, stärkere gegenseitige Achtung zwischen die­
Gen heiden einander in der Sprache /Und anderem so nahe­
stehenden Völkern. Die Gemeinsamkeit. die Verbundenheit des 
schwedischen und des norwegiSchen Volkes 'haben in Wirklich­
keit durch die Lostrennung gewonnen, denn -die Lostrennung 
war die Lösung der gewaltsamen Bindungen."31) 

* 
So hatte sich der Gedanke der Selbstbestimmung der Völ­

ker zu einer machtvollen Bewegung entwickelt, als 1914 der 
erste Weltkrieg über Europa hereinbrach. Ein hervorragendes 
Beispiel der vollen Verwirklichung des Selbstbestimmungs­
rechts in dieser Phase der geschichtlichen Entwicklung bot 
Ruß I a n d nach dem Sieg der Großen Sozialistischen Okto­
berrevolution. Die So w jet r e g i e run g mac h t e 
Ernst mit den von Lenin verkündeten 
G run d sät zen und gab allen Völkern des weiten Reiches 
die Möglichkeit der vollen Entfaltung ihrer nationalen Eigen­
art. Vorbei war es nunmehr für immer mit der Unterdrük­
kung der nationalen Volkskultur, wie sie in der zaristischen 
Zeit gang gäbe war, mit dem Verbot, sich in den Schulen und 
den Amtsstellen der Muttersprache zu bedienen. 

Am 15. November 1917 verkündete die Sowjetregierung die 
"Deklaration der Rechte der Völker Ruß­
la n d s '\ die die Gleichheit und Souveränität aller Völker 
proklamierte, das Recht auf freie Selbstbestimmung bis zur 
Lostrennung und Bildung eines selbs:ändigen Staates, die 
Abschaffung der nationalen und religiösen Privilegien und 
Einschränkungen sowie die freie Entwicklung der auf dem 
Territorium Rußlands siedelnden nationalen Minderheiten 
und ethnischen Gruppen. 

Am 3. Dezember 1917 setzte der Rat der Volkskommissare 
in einem Aufruf "An alle werk tä tigen Moha m me­
daner Rußlands und des Ostens" die sowjetischen 
Völker davon in Kenntnis, daß alle ungleichen 'Verträge ihre 
Rechtskraft verloren haben. 

") Len1n, Werke, Band 28, Berlin l!l59, S. 21B 
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In einem Manifest an das ukrainische Volk vom 16. Dezem­
ber 1917 wurde der Ukraine das Recht auf Selbständigkeit zu­
erkannt. Wenige Tage später folgte dieser Erklärung die 
Gründung der U k r a i n i s c h e n S 0 z i a I ist i s ehe n 
Sowjetrepublik. 

Am 31. Dezember 1917 wurde ferner F i n n I a n d, 1808 
dem russischen Reich als autonomes Großfürstentum ange­
gliedert, auf Ersuchen der bürgerlichen Regierung Svinhufvud 
vom Rat der Volkskommissare Sowjetrußlands als unabhän­
gige Republik anerkannt. 

Am 25. Dezember 1917 gab das AIlrvssische Zentralkomitee 
der RSFSR die Anerkennung der staatlichen Unabhängigkeit 
der Sozialistischen Sowjetrepu,bliken Es t I a n d , Let t­
I a n d und Li tau e n bekannt. Allerdings gelang es hier 
in den Jahren des Bürgerkriegs den Interventen und Weiß­
gardisten noch einmal, dem Volk die Selbstbestimmung zu 
nehmen und die Macht an die Bourgeoisie und an die bal­
tischen Barone zu übertragen. Trotzdem gewährte die Sowjet­
union in der Zeit der Bedrohung durch den deutschen Fa­
schismus diesen Ländern mit den nach dem Beispiel des am 
29. November 1932 mit Frankreich abgeschlossen~n Nicht­
angriffs- und Neutralitätsvertrag sowie den Beistandspakten 
von 1939 ihren Schutz. 

Versuche der hen'schenden Kreise dieser Länder, die Er­
füllung der Verträge zu hintertreiben, scheiterten am Wider­
stand der Völker, die nunmehr der Herrschaft der Bourgeoisie 
ein Ende machten. Dem Sturz der alten Regierungen folgten 
im Juli 1940 die Wahlen zum Volkssejm bzw. zur Staatsduma 
und die Ausrufung der Sowjetrepublik. In den Tagen vom 3. 
bis zum 6. August 1940 erklärten die neuen Sowjetrepubliken 
ihren Bei tritt zur UdSSR. 

Ebenso erkannte die Sowjetunion 1918 die Unabhängigkeit 
Pol e n s an, das freilich, nachdem dort die Gutsherren und 
die Bourgeoisie die Macht an sidl gerissen hatten, in den 
Krieg der Interventen gegen die Sowjetunion gezerrt wurde. 

In Auswirkung der Großen Sozialistischen Oktoberrevolu­
tion erlangten in der UdSSR alle Völker die nationale Unab­
hängigkeit und freie Entfaltungsmöglichkeiten. Es gibt keine 
herrschenden und keine unterdrückten Rassen und Nationen 
mehr, sondern nur n')eh gleichberechtigte Völker. "In der 
Existenz von 15 Unionsrepubliken, 19 autonomen Republiken, 
9 autonomen Gebieten und 10 nationalen Kreisen", so wird 
in der Enzyklopädie der Union der Sozialistischen Sowjet­
republiken mit Genugtuung festgestellt, "kommt 50 überzeu­
gend zum Ausdruck, daß in der UdSSR das Recht der Nation 
auf Selbstbestimmung, d. h. auf selbständige staatliche Exi­
stenz, verwirklicht ist." 

In diesem Rahmen konnten sich die Völker der Sowjet­
union frei und ungehindert entfalten. Völker, die bisher die 
Herausbildung ihrer Nationalität unter den Bedingungen der 
zaristischen Herrschaft nicht vollenden konnten, brachten 
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diese Entwicklung nunmehr als sozialistische Nationen zum 
Abschluß, so z. B. die Turkmenen, Usbeken, Tadshiken, Ka­
samen, Kirgisen, Jakuten und Karakalpaken. Rückständige 
Gebiete verwandelten sich im Zeichen des Sozialismus in 
Zentren einer hochentwickelten Industrie und einer produk­
tionsstarken, weitgehend mechanisierten Landwirtschaft. 
Zahlreiche Völkerschaften konnten nun auch eine eigene 
Schriftsprache entwickeln. Aus den Volksmassen, die bis zur 
Oktoberrevolution vielfach zur Unwissenheit verdammt wa­
ren, entwickelten sich qualifizierte Facharbeiter und Kader 
für die Leitung des Staates und der Wirtschaft. Den ökono­
mischen Erfolgen entsprach der wachsende Anteil am kul­
turellen Leben. 

Erleichtert wurde der Bevölkerung der Sowjetunion die 
Geltendmachung ihrer besonderen nationalen Belange noch 
dadurch, daß der Oberste Sowjet im Nationalitätensowjet eine 
besondere Körperschaft umfaßt, die zuständig ist für die Wah­
rung der speziellen Interessen der einzelnen Nationen, und 
durch die Erweiterung der Kompetenzen der Unionsrepubli­
ken im Verlaufe des sozialistischen Aufbaus. 

* 
In Ö s te r r eie h - U n gar n sprengten die tiefgreifenden 

nationalen und sozialen Gegensätze, die bereits die vielen 
Niederlagen der österreichisch-ungarischen Armee auf den 
verschiedensten Kampffronten mit verursacht hatten, auch 
das politIsche Gefüge der Habsburger Monarchie nach 600jäh­
riger Existenz. 

,,'Größten Einfluß auf die Entwicklung der revolutionären Be­
wegung in ÖlSterreidbUngarn ihatte der Sieg der Großen Sozia­
listischen Oktoberrevolution in Rußland. Der Einfluß der 
Oktoberrevolution auf alle Völker österreich-Ungarns war ge­
waltig. Der Sieg der Großen Sozial.ilSthschen_ Oktoberrevolution 
versetzte dem ganzen System des auf Unterdrückung beruhen­
den Nationalitätenstaates einen vernichtenden Schlag; er 
machto sein Weiter.bestehen unmöglich, bedingte !Seinen Zerfall 
und rief im ,ganzen Lande eine gewalti,ge nationale Befreiungs­
und revolutionäre Beweg.ung thervor. "3'1) 

Am 11. Oktober 1918 sagten sich mit einer Erklärung des 
aus Vertretern der Bourgeoisie und des Großgrundbesitzes 
gebildeten Nationalen Rates in Krakau die vorher zu Öster­
reich-Ungarn gehörigen pol n i s ehe n Gebietsteile von der 
habsburgischen Monarchie los. Am 14. Oktober traten in Böh­
men und Mähren die Arbeiter für die Errichtung einer un­
abhängigen t s ehe c h 0 s 1 0 W a k i s c h e n Republik in den 
Generalstreik, dem am 28. Oktober 1918 die Proklamierung 
des neuen Staatswesens folgte. Am 29. Oktober 1918 prokla­
mierte der Generalrat der Slowenen, Kroaten und Serben den 
j u g 0 s I a w i s c h e n Staat. Am 16. November erfolgte nach 
einem Aufstand in Budapest die Loslösung U n gar n s, die 

12) Große Sowjet--Enzyklopädie. Geschichte österreichs, S. 51 
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Wiedererrichtung eines selbständigen ungarischen Staates 
nach einer 400jährigen Unterbrechung. Und im Dezember 1918 
schließlich verkündete die Nationalversammlung in Bukarest 
die Trennung der von Rum ä n e n besiedelten Landesteile 
Ungarns aus dem alten Staatsverband und ihren Anschluß an 
Rumänien. 

Damit hatte der reaktionäre Nationalitätenstaat der Habs­
burger aufgehört zu existieren. An seine Stelle traten, nach­
dem auch das deutschsprachige Cl s t e r r e i c 11 einen eigenen 
Staat gebildet hatte, eine Reihe bürgerlicher Nationalstaaten. 
Belastet wurde ihre Entwicklung dadurch, daß die bürger­
lichen Regierungen dieser Länder in Einklang mit der Politik 
der imperialistischen Mächte des Westens alles daransetzten, 
die revolutionären Bewegungen einzudämmen und die Aktivi­
tät der Völker ausschließlich auf na t ion ale Zielsetzungen 
zu beschränken. Die Volksmassen dagegen, wach geworden 
in dem Kriegsgemetzel, forderten mehr als eine bloß formale 
Demokratie und wandten sich gegen diese Beschränkungen 
und gegen die Opportunisten in den eigenen Reihen. 

"Solange sich unser Kampf im Rahmen der bürgerlichen Ord­
nun.1! hielt, mußten die Sozialisten. die J{ämpfer für die B~ 
freiung der Werktätigen von der Ausbeutung, die bürgerlichen 
Parlamente ausnutzen als eine Tribüne, als einen Stütz-punkt 
für die propagandistische, agitatoriISche rund organisatorisdle 
Arbeit. Sich aber heute, da ·die Weltgeschichte die Zerstörung 
dieser .ganzen Ordnung. den Sturz und die Niederhaltung der 
Ausbeuter, -d e n übe r g a n g vom Ka p i talism us zu m 
SoziaLismus auf die Tagesordnung gesetzt 
hat. sich heute au.f den bür.gerlichen Parlamentarismus, auf die 
bür..eterliche Demokratie beschränken, sie als ,Demokratie' über­
!haupt beschöI'l.igen, Jhren bürgerlichen Charakter vertuschen 
und vergessen. daß das allgemeine Wahlrecht, SOlange das 
Ei.gentum der Kapitalisten erhalten bleibt, ein Werkzeug des 
bÜl".gerlichen Staates ist - das heißt, das P,roletariat schändlich 
verraten. auf die Seite seines Klassenfeindes, der Bourgeoisie, 
übergehen. heißt Verräter Und Renegat se.in,"33) 

Bereits im November 1918 bildeten sich in U n gar n nach 
dem Beispiel der Geschehnisse in der Großen Sozialistisdlen 
Oktoberrevolution in Rußland ganz spontan die ersten Räte, 
gingen die Bauern daran, das Land der Magnaten unter sich 
aufzuteilen. Den Höhepunkt erreichte diese Entwicklung mit 
der Proklamierung der u n gar i s c h e n Rät e r e pub I i k 
am 21. März 1919. Auch hier hatte das Volk verstanden, 

.. daß die demokratische Republik eine bürgerlich-demokratische 
Republik ist, die. gemeS\Sen an den vom Imperialismus auf d~ 
Ta.gesordnung der Weltgeschichte gesetzten Fragen, schon 
veraltet isl".3!o) 

Und nun enthüllte die westliche Demokratie ihr Gesicht. 
' Unter Führung der von Woodrow Wilson geleiteten 
Delegation der USA auf der Versailler Friedenskonferenz 

11) Le.n1ll, werke, 'Band XXVIII, Berlin 1059. S. 444 
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leiteten die imperialistischen Mächte gegen die soziale Selbst­
bestimmung des ungarischen Volkes eine Intervention ein, in 
deren Zuge ein auf dem Balkan stationiertes französisches 
Expeditionskorps, das für den Einsatz in der Sowjetunion be­
stimmt war, und Truppenverbände der bürgerlichen Nach­
barstaaten gegen Ungarn in Bewegung gesetzt wurden mit 
dem Auftrag, die Räterepublik gewaltsam zu vernichten. 

Die Konzeption der westlichen Demokratien zielte nicht auf 
die Bildung unabhängiger Nationalstaaten auf dem Boden 
der Habsburger Monarchie hin, sondern sie war darauf ge­
richtet, diese Staaten ihrer sowjetfeindlichen Politik dienstbar 
zu machen als einen Rammbock gegen die Sowjet­
uni 0 n. In diesem Zusammenhang war den Westmächten die 
nationale Selbstbestimmung ein Gegenstand des Mißbrauchs. 
Als damals der Herausgeber der Pariser Zeit "La Victoire" 
schrieb, "der Sieg über die Deutschen genüge :r:rankreich nicht, 
es müsse auch den Bolschewismus besiegen"35), da sprach er 
nur aus, was Wilson, Lloyd George und Clemenceau mit ihrer 
Politik ohnehin erstrebten. 

Charakteristisch für diese Mächte ist ihre Art der Behand­
lung der pol n i s c h e n Frage. Bewußt hatten sie bei der 
Regelung der territorialen Neuordnung Europas die po l­
n i s c h e 0 s t g ren z e offengelassen, um den Appetit der 
polnischen Pans auf sowjetische Gebiete zu nähren, 

. .Der Versailler Frieden hat aus Polen einen Pufferstaat ge­
ma{'ht. der Deutschland vor der Berührung mit dem Kommu­
nismus Sowjetrußlands {bewahren soll und den die Entente als 
Waffe .gegen die Bolschewilti .betrachtet."36) 

Im April 1920 glaubten die Westmächte, mit dem polni­
schen Angriff auf die Sowjetunion in der Durchsetzung dieses 
Zieles vorankommen zu können. Wenige Monate später jedoch 
war dieser Traum an der Schärfe der sowjetischen Waffen 
und der Elastizität der sowjetischen Diplomatie zerschellt. 

Gründlid:t zerstört in all diesen Auseinandersetzungen 
wurde aber auch die Leg en d e von W j.l s 0 n als dem 
Vorkämpfer für die nationale Selbstbestimmung der Völker 
und den gerechten Frieden. Der "Abgott der Kleinbürger und 
Pazifisten"37) war entthront! 

Als die Vereinigten Staaten noch nicht in den Krieg ein 
gegriffen hatten, hatte Wilson, zwischen 1913 und 1921 Präsi­
dent der USA sich immeo wieder in der Rolle eines Vor­
kämpfers für 'die nationale Selbstbestimmung gefallen. !m 
Mai 1916 hatte Wilson in der "League to Enforce Peace" das 
.. Recht der Selbstbestimmung fQr bedeutende nationale Grup­
pen" und "das Recht kleiner Nationen, daß ihre Souveränität 
und territoriale Unverletzlichkeit international geachtet 
werde", in seinem illusionären Plan für den Weltfrieden an 
die Spitze gesetzt. Am 22. Januar 1917 wiederum hatte er den 

n) Lenin, a. a. 0., S. 111 
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Senat seines Landes dahin belehrt: "Das Selbstbestimmungs­
recht ist nicht eine bloße Phrase, es ist ein gebieterischer 
Grundsatz des Handelns, den die Staatsmänner künftig nur 
auf eigene Gefahr mißachten werden." 

Und schließlich hatte Wilson in seiner Senatsrede am 22. Ja­
nuar 1917, seiner letzten öffentlichen Äußerung vor dem Ein­
tritt der USA in den KrieK den Völkern empfohlen, sich die 
Monroe-Doktrin als Doktrin der Welt zu eigen zu machen 
und festzulegen, daß fortan kein Volk danach streben sollte, 
seinej Macht auf irgendein anderes Volk auszudehnen, ja 
"jedem Volk sollte es freistehen, sei n e Re g i er u n g s­
form und seinen Entwicklungsgang unbehin­
dert, unbedrohtund ohne Furcht selbst zu be­
stimmen".38) 

Die Krönung der Wilsonschen Politik, von der Lenin sagte, 
daß ihre "Wurzeln lediglich pfäffische Borniertheit, kleinbür­
gerliche Phrasendrescherei und völliges Nichtverstehen des 
Klassenkampfes waren",39) bildeten die berühmten 14 Punkte 
vom 8. Januar 1918: die einige naive Deutsche derart aus dem 
Gleichgewicht gebracht hatten, daß sie im November 1918 die 
heimkehrenden Soldaten mit dem Slogan begrüßten: 

"Seid willkommen, wackre Streiter, 
Gott und Wihson helfen weiter." 

Es ist ein nationales Verdienst der deutschen Kommunisten, 
daß sie nüchtern die Hintergründe der Politik Wilsons auf­
gezeigt und die Völker daran erinnert haben, daß statt der 
Kapitulation vor Phrasen der revolutionäre Kampf gegen die 
Kriegspartei im eigenen Lande notwendig ist, wie es in Ruß­
land Lenin und in Deutschland Karl Liebknecl1t bereits zu 
Beginn des ersten Weltkriegs ausgesprochen hatten. Ein be­
redtes Dokument dieser Aufklärungsarbeit ist enthalten in 
dem Spartakusbrief Nr. 4 vom April 1917, in dem es heißt: 

.,Die sozialistische ,]'riedenspolitik ist heute in den folgenden 
einfachen Worten enthalten: Ihr Mbeiter! Entweder machen 
die bürgerlichen Regieru.ngen den Frieden, wie sie den Krieg 
machten. dann bleibt bei jedem AUlSgang des KrJeges der Im­
perialilSlTlus die herrschende Macht, und dann Jgeht es unver­
meidlich immer weiter, neuen Rüstungen, ,Kriegen und dem 
Ruin. der Reaktion. der Bar,barei entgegen. Oder ihr rafft eu~h 
:zu revolutionären Massenerhebungen auf, zum Kampf 'Um {he 
,politische Macht. um euren Frieden nach außen und innen zu 
diktieren. Entweder Imperialismus und rascherer oder lang­
samerer Untergang der Gesellschatt, oder Kampf um den So­
zialismus als einzige Rettung. Etwas Dri ttes, etwas Mittleres 
gibt es nicht. ""0) 

Einen neuen Auftrieb erhielt die Bewegung der nationalen 
Selbstbestimmung durch die Siege der Sowjetunion im zwei­
ten Weltkrieg, das erhöhte politische Bewußtsein der aus dem 

,~ Tansill. Amerlka geht in den Krieg. S. 511 
U) Lerrln. Weru<.6. B and XXXI, Berlin 1959. S. 211 
~) Spartaikus-Brie.fe. S. 310 
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Krieg heimkehrenden Soldaten aus den kolonialen Ländern 
und die Entstehung des sozialistischen Weltsystems. 

Aufgebaut vom 16. Jahrhundert an, kulminierend zu Be­
ginn des 20. Jahrhunderts, in~ Wanken gebracht bereits durch 
die russischen Revolutionen von 1905 und 1917, die die Volks­
rnassen aufgerüttelt hatten, geriet das koloniale System nun­
mehr in einen rapiden VerfalL 

Zunächst gewann in Europa in dieser Phase I r 1 an d na~ 
Jahrhunderten der Drangsalierung und Ausbeutung durch dIe 
britischen Feudalherren und ihre Nachfolger seine staatliche 
Unabhängigkeit zurück. Irland. "Englands älteste Kolonie", 
ausgeplündert seit dem' 12. Jahrhundert, war geradezu zu 
einer hohen Schule der britischen Kolonialpolitik geworden, 
in der die herrschenden Schichten Englands ihre später in 
übersee im breitesten Rahmen angewandten Methoden der 
Ausbeutung, Unterdrückung und Ausrottung von · Millionen 
Menschen zugunsten des Profits ausprobierten. 

Irland wW'de zum Objekt kolonialer Ausbeutung! sowohl 
fü~ den verfallenden englischen Feudaladel als auch für den 
neuen Adel' und die Bourgeoisieklassen, die im Prozeß der 
~rsprünglichen Akkumulation aufgekommen waren, der d~e 
Festigung der bürgerlichen Ordnung in England vorberel­
tete."'ii) 

In dem Kampf für die Selbstbestimmung des irischen 
Volkes traten mit den nationalen Forderungen wiederum die 
sozialerlj in den Vordergrund. Auch hier ging es dem Volk 
nicht nur um den Nationalstaat schlechthin, sondern auch um 
eine neue, gerechte Sozialordnung. Wie aufgeschlossen die 
irische Bevölkerung dem neuen Werden gegenüberstand, spie­
gelt sich darin wider, daß unter den Auswirkungen der 
Großen Sozialistischen Oktoberrevolution auch hier spontan 
Räte entstanden sind, getragen von den Hoffnungen des 
Volkes. Nach einem letzten Partisanenkrieg kam dann 1921 
ein Komprorniß zwischen der irischen Bourgeoisie und der 
imperialistischen britischen Regierung zustande, durch den 
Irland seine staatliche Unabhängigkeit erhielt, in deren Wahr­
nehmung der irische Freistaat Eire 1949 seinen Austritt aus 
dem Commenwealth erklärte. 

Aber auch Irland konnte sich innerhalb der bürgerlichen 
'Welt seiner Eigenstaatlichkeit nicht ungetrübt erfreuen, um­
faßte doch der junge Freistaat nur den katholischen Süden, 
während der protestantische Norden, Ulster, weiterhin. dem 
Vereinigten Königreich als halbkoloniales Anhängsel einge­
fügt blieb. Außerdem hat England es verstanden, Irland wirt­
schaftlich weiter von sich in Abhängigkeit zu erhalten. 

In A sie n erfaßte die nationale Unabhängigkeitsbewegung 
nach 1945 in einem atemberaubenden Tempo nahezu den ge­
samten Kontinent. Eine Macht nach der anderen mußte ihre 
kolonialen Positionen räumen und sich mit der Unabhängig­
keit der bisher Unterdrückten Völker abfinden. 

.') Große Sowjet-Enzyklopädie, Geschichte Irlands. S. 5 
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Als eines der ersten Gebiete Asiens erlangte V i e t n a m 
unter der Führung der 1941 gegründeten Viet-Minh-Unabhän­
gigkeitsbewegu~g 1945 seine staatliche Freiheit, die zwar von 
der französischen Kolonialmacht verhältnismäßig schnell an­
erkannt wurde, aber die französischen Imperialisten nicht 
hinderte, das Land auf Jahre hinaus in den "sdl.mutzigen 
Krieg" zu verwickeln, der 1954 mit der schmählichen Kapi tu­
lation Frankreichs endete. 

Was in I n die n den Vielen Aufständen im 19. Jahrhundert 
die alle von England blutig und grausam unterdrückt worde~ 
sind, nicht gelungen ist und ebenso nicht der von Ga n d h i 
entfachten Bewegung des passiven Widerstandes der 
S war a dis c h, die nationale Unabhängigkeit er;eichte 
Indien, wenn auch mit neuen Blutopfern, nach d~m zweiten 
Weltkrieg. Die Größe dieses Erfolgs ist danach zu bemessen 
daß Churchill noch während des Krieges eine- Neugestaltung 
nach dieser Richtung hin strikt abgelehnt hat. 

"Ohurchill, der einst Indien als den Edelstein in der 'briti­
schen Krone 'gepriesen hatte, widersetzte sich, wenn auch ohne 
Erfolg, hartnäckig dieser Entwicklung. Obwohl er zusammen 
rn.~t ROOlSeve~t den Grun~tz vorn Selbstbestimmungsrecht der 
Vol~er .1941 In der Atuantlk,charta anerkannt <hatte, wei·gerte 
er sich 1m Gegensatz zu Roooevelt, diesen ·Grundsatz auf Indien 
anzuwenden. Bereits am 9. September 1941 stehlte sidl Ohurchill 
in einer Unterhausrecle auf den Standpunkt daß sich di e 
Atlantik-Charta nicht auf In'dien Burma 
und das britische Weltreich bezjehe. Dem­
gegenüber unterstrich ROOlSevelt am 27. Oktober 1942 den uni­
'Versellen Charakter der Charta, die für die ,ganze Menschhei t 
gilt'."42) , 

Allerdings mußte Indien die nationale Selbständigkeit mit 
der Te i I u n g des Landes bezahlen. Am 15. August 1947 
wurden auf dem indischen Territorium zwei Staaten gebildet 
Indien und Pakistan, die zunächst den Status eines Dominion~ 
erhielten. den sie jedoch einige Jahre später abzulegen ver­
mochten. Am 26. Januar 1950 erklärte Indien seine volle 
Souveränität als unabhängige Republik, am 23. März 1956 
folgte Palostan als Islamische Republik Pakistan. Das Be­
sondere dieser Staaten bildung bestand darin daß dabei reli­
giöse Faktoren geltend gemacht wurden, di~ im Unterschied 
zum Prinzip der nationalen Selbstbestimmung weit in die 
Vergangenheit zurückgehen. 

Um re li g i öse Selbstbestimmung ist früher einmal auch 
in Europa hart gekämpft worden. Achtmal sind in den H u -
ge n 0 t t e n k r i e gen des 16. Jahrhunderts französische 
Calvinisten für den Schutz ihres religiösen Bekenntnisses 
I'egelrecht ins Feld gezogen. Groß ist die Zahl derer die in 
diesen Auseinandersetzungen das Leben oder die Hei~at ver­
loren haben. Das letzte Kapitel dieser traurigen Geschehnisse 
wurde 1730/31 in S a I z bur g geschrieben, wo Erzbischof 

.:) Dr. Reintanz, Der Staa tsauibau der InCUSChen Union. S. Ui 
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Leopold Anton Graf von Firmian 30 000 Bürger aus dem 
Lande trieb. weil sie sich weigerten, zur katholischen Kirche 
zurückzukehren. 

Dadurrh, daß die britischen Imperialisten im 20. Jahrhun­
dert noch einmal religiöse Unterschiede für die Staatenbildung 
und die Grenzziehung in Indien benutzten. mißbrauchten sie 
ein weiteres Mal die Religion für politische Ziele. Freilich ge­
hörte die Verschärfung der religiösen Gegensätze ohnehin von 
altersher zu den Praktiken der britischen Kolonialpolitik. 
Gerade in Indien haben die britischen Imperialisten wieder­
holt politische und religiöse Gruppen gegeneinander ausge­
spielt und in der Absicht, die einheitliche Front gegen den 
Kolonialimpenalismus zu schwächen, Pogrome zwischen 
Hindus und Moslems provoziert. 

Im Zuge der Teilung erhielten die Hindus den größten Teil 
des Landes, vor allem die Industrie, die Moslems in Pakistan 
ein vorwiegend landwirtschaftliches Gebiet. Die Teilung 
zerstörte alte ökonomische Verbindungen und zerschnitt 
wahllos die Eisenbahnen und die für diese Gebiete so außer­
ordentlich wichtigen Bewässerungssysteme. Verbunden mit 
der Teilung war ein Flüchtlingsstrom nach beiden Richtungen 
hin, in den 10 bis 11 Millionen einbezogen wurden. 

1948 erhielt ein Nachbarstaat Indiens, Bur m a, seit 1886 
unter britischer Herrschaft, die nationale Unabhängigkeit, be­
einträchtigt wiederum durch die Fortdauer der wirtschaft­
lichen Abhängigkeit. 

Im gleichen Jahr, am 8. September 1948, konstituierte sich 
nördlich des 38. Breitengrades die Kor e a ni s ehe V 0 I k s­
dem 0 kr a ti s ch e R ep u b I i k, die bereits zwei Jahre 
später einen schweren Verteidigungskrieg gegen amerikani­
sehe Aggressoren und ihre Handlanger in Südkorea führen 
mußte. 

Ein besonderes Datum in der Geschichte der Befreiung 
Asiens ist der 1. Oktober 1949, an dem in Peking die V 0 I k s -
re pub I i k Chi n a proklamiert wurde. Damit hatte das 
volkreichste Land Asiens dem Kolonialismus die Tür ver­
schlossen. Aber gerade von der Herrschaft über China hatten 
sich die Imperialisten die größten Vorteile versprochen. An­
gesichts der Perspektiven, die ihrer Meinung nach die Auf­
teilung Chinas eröffnete, war der britische Publizist John. 
A. Hob s 0 n (1858/ 1940) in den ersten Jahren des 20. Jahr­
hunderts geradezu ins Schwärmen geraten, wie sich a us fol­
gender von Lenin zitierter ökonomischer Einschätzung der 
Auf teilung Chinas ergibt: 

..Der größte Teil Westeuropas könnte dann das Aussehen und 
den Charakter annehmen, die einige Gegenden in Südengland, 
an der Riviera sowJ.e in den von fl'ouristen am meisten be­
suchten und von den reichen Leuten bewohnten Teilen Italiens 
und der Schweiz bereits haben: ein Häuflein reicher Aristo­
kraten, die Dividenden und Pensionen aus dem Fernen Osten 
beziehen, mit einer etwas größeren Gruppe von Angestellten 
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und Händlern und einer noch größeren Anzahl von Dienstboten 
und Ar.beitern im Transportgewer·be ·u nd in den letzten Stadien 
der Produktion leicht verderblicher Waren; die wichtigsten 
Industrien werden verschwinden, die Leberusmittel rund Indu­
striclabrikate für den Massenkonsum \vürden als Tribut aus 
Asien und Afrika kommen. ",.3) 

Nachdem auch I n don es i e n in wechselvollen Kämpfen 
gegen japanische, britische und holländische Kolonialtruppen 
seine nationale Unabhängigkeit erreicht hat, ferner C e y Io n 
und ,M a 1 a y a, ist heute der größte Teil Asiens der kolonia­
len Fesseln ledig. Das Schwergewicht des Kampfes verlagert 
sich nunmehr von der nationalen zur sozialen Selbstbestim­
mung. 

Mitten im Freiheitskampf befindet sich heute noch der 
schwarze Erdteil, A f r i k a. Nachdem Ä gy p t e n seine natio­
nale Freiheit bereits 1951 zurückerlangt hatte, folgten weitere 
afrikanische Völker. So entstanden 1952 das Königreich 
Li b yen. 1956 die Republik Sud an, 1957 der Staat 
G h a n a, 1958 die Republik G u i n e a. 1956 hat ten ferner 
M a r 0 k kodas Joch der Protektoratsverträge mit Frankreich 
abgeworfen und ebenso Tun i s. 

Als ein gesegnetes Jahr für Afrika erwies sich 1960, in dem 
Kamerun, Togo, Somaliland , Nigeria, Zen­
tralkongo, Senegal und Mal i sowie die Staaten des ehe­
maligen Fra n z Ö 5 i 5 C h - Ä qua tori a I a f r i k a s, ferner 
die Elfe nb ein k ü s t e, Da h 0 m e y , die Zen t r a I a f r i­
kanische Republik und Mauretanien sich als un­
abhängige Staaten proklamierten. Damit hatten in einem 
einzigen Jahr mehr afrikanische Staaten die Unabhängigkeit 
erlangt als in den ersten 15 Jahren nach dem zweiten Welt­
krieg insgesamt. 

"Doch lassen sich die glorreichen Erfolge der Freiheitsbewe­
gung in Nord- wie in Schwarz-Afrika nicht allein aus inner­
afrikanischen Ursachen erklären. Dies mindert den Ruhm 
der afrikanischen Patrioten nicht im geringsten. Aber ihre 
Siege über die waffenstarrenden Bwa nas (Bwana ist eine 
afr ikanische Bezeichnung für die weißen Kolonialherren), 
über die Milliardenmonopo!e und ihre Büttel wurden über­
haupt erst möglich durch den Sieg der Kräfte der Demokra­
tie und des Sozialismus im zweiten Weltkrieg, durch den 
gewaltigen Aufschwung und Machtzuwachs des Westfriedens­
lagers und den dadurch bedingten Machtverfall des Imperia­
lismus, durch die konsequente antiimperialistische Politik der 
Sowjetunion und der volksdemokratischen S taaten. Ohne die 
t iefgreifende Veränderung, der Klassenkräfte im in ternationa­
len Maßstab, ohne die sien daraus ergebende Zügelung des 
Imperialismus auch im kolonialen Bereich sind die Erfolge 
der afrikanischen Befreiungsbewegung weder in ihrer heuti­
gen form noch in ihrem heutigen Umfang denkbar. Geradezu 
beispiehaft trat dies 1956 hervor, als die unbeugsame Frie-

") Lenin, Werke. Band XXII, Berlin 1960. S. 284 
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denspoli tik der Sowjetunion Ägypten vor der gewaltsamen 
kolonialen Restauration durch England und Frankreich ret­
tete. Wo immer in Afrika heute die Patrioten zu neuen Sie­
gen schreiten. im großen Zusammenhang finden alle ihre 
Erfolge ihrer unabdingbaren Voraussetztu1g in der Existenz der 
Macht und die Politik des Weltfriedenslagers."!~) 

Aber noch geht der Kampf, in dem bisher. allein in Afrika 
22 Länder mit 760 Millionen Einwohnern ihre nationale Un­
abhängigkeit erreicht haben, weiter. Und auch hier macht sich 
neben der Forderung nach der nationalen Selbstbestimmung 
die der sozialen geltend, wobei es auch darum geht, zu ver­
hindern, daß die Kolonialmächte unter Preisgabe ihrer poli­
tischen Vorrechte ihre wirtschaftlichen Privilegien aufrecht­
erhalten und damit die Grundlage ihrer maximalen Profite. 

Die Frucht dieser Siege kommt jedoch nicht nur den Völkern 
Afrikas und Asiens zugute, sondern auch den Werktätigen 
der europäischen Nationen. Der koloniale Imperialismus, der 
die Auf teilung der Welt und hohe Profite für eine Handvoll 
der reichsten Länder bedeutete, hatte auch die Möglichkeit zur 
Bestechung der Oberschichten des Proletariats in den Metro­
polen geschaffen und nährte, formte und festigte damit den 
Qpportunismus.45) Der Zusammenbruch dieses Systems, auf 
den ehr u S eh t s c h 0 w auf seiner großen Abrüstungsrede 
vor den Vereinten Nationen mit den Worten hingewiesen hat: 

"Die letzten Bastionen ces überlebten Kolonia1systems stür­
zen zusammen. und sie stürzen .gründlich zusammen. Das ist 
einer der bedeutendsten Faktoren unserer Zeit. Schauen Sie 
auf die Karte Asiens IIJnd Afrikas. und 'Vor Ihren Augen wird 
das Bild Hunderter Millionen Menschen erstehen. die die Ket­
ten der jahrtausendelangen fremdländischen Unterdrückung 
und A'llSbeutung abwerfen", 

führt damit auch vorwärts in die Freiheit der europäischen 
Völker und eröffnet ihnen Möglichkeiten der verstärkten 
Wahrnehmung der nationalen Selbstbestimmung, der Gestal­
tung des Lebens nach eigenem Willen, verbunden mit der 
Förderung der Einheit der Werktätigen. 

41) Fritz Ferdinand Müller : Bwana, Deine Zeit iSt um. S. 'lD. 
") vgJ.. Lenin, Werke, Band xxn, Berlin l!HiO, S. 200 
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Die Selbstbestimmung 
in der Deutschen Demokratisdlen Republik 

Die Defini tion der nationalen Selbstbestimmung durch 
Lenin, deren Richtigkeit, wie vorstehend dargelegt, durch 
zahlreiche geschichtliche Beispiele bestätigt wird, und die 
historische Situation in Europa, die -, worauf Lenin bereits 
in seiner zu Beginn des ersten Weltkriegs geschriebenen Ab­
handlung "über eine Karikatur des Marxismus und über den 
imperialistischen Okonomismus" hingewiesen hat _ lOG) dadurch 
gekennzeichnet ist, daß hier die nationale Bewegung seit lan­
gem zum Abschluß gelangte, dafür aber mit dem übergang 
"vom überlebten kapitalistischen Vaterland zum Sozialismus" 
die s 0 z i ale n Elemente der Selbstbestimmung in voller 
Entfaltung sind, gibt heute ihn enden Vorrang. 

Im Einklang damit hat der zweite Kongreß der Kommu­
nistischen Internationale, als er die Thesen zur nationalen 
und kolonialen Frage bestätigte, die nationale Frage gleidt­
falls der sozialen untergeordnet, indem er die nationale 
Frage als Teilfrage des sozialen Kampfes bewertete. "Kon­
kret richtet sich das Wechselverhältnis zwischen dem natio­
nalen und dem sozialen Faktor sowie den anderen Faktoren 
im Kampf der Völker für Selbstbestimmung, richtet sich das 
Primat des einen Faktors vor den anderen Faktoren nach der 
realen historischen Situation.'<li7) Wer auch weiterhin ver­
suchen wollte, "die Losung der Sei b s t b es tim m u n g dem 
Kampf innerhalb einer Nation für den so z i ale n F 0 r t­
sc h I' i t t entgegenzustellen", würde damit, wie es die Re­
gierung der Sowjetunion in ihrer vom 3. August 1961 datierten 
Note an die Vereinigten Staaten hervorgehoben hat, "die Be­
griffe in betrügerischer Absicht vermengen". 

Aus der von uns versuchten Definition und knappen Zu­
sammenfassung der historischen Enfwicklung ergibt sich aber 
auch, daß es die so z i a I ist i s c h e n Länder sind, die in der 
Sache der nationalen Selbstbestimmung federführend auf­
treten. Ihre Existenz und die durch sie herbeigeführten Ände­
rungen im internationalen Kräfteverhältnis machten es über­
haupt erst den Völkern möglich, mit besserem Erfolg als in 
der Vergangenheit die nationale Selbstbestimmung zur Gel­
tung zu bringen. Als Mitglied der sozialistischen Völkerfami­
He steht die D e u t s c h e Dem 0 k rat i s c heR e pub I i k 
in der Frage der nationalen Selbstbestimmung in den Reihen 
derer, die vorangehen, die das Beispiel geben, 
legitimiert durch Wort und Tat! 

U) LenW, Werke. Band XXDI. Berlin 1957. S. 29 f. 
u) Deutsche Außenpolitik 196315. S. 342 (Die Deutschen und die Selbst­

bestimmung) 

30 

t 

I 

In seinen Randglossen zu dem Artikel "Der König von 
Preußen und die Sozialreform'<48) sprach Karl Marx dem 
deutschen Volk geradezu einen "k las s i s c h e n Be ruf 
zur so z i ale n Re v 0 I u t ion" zu. Und in der Tat geht 
gerade in der deutschen Geschichte der Kampf um die soziale 
Selbstbestimmung weit zurück. bis in die Tage des großen 
Bauernkriegs, von dem sein Geschichtsschreiber, der Stadt­
pfarrer 'Von Owen, Wilhelm Zimmermann, in der Einleitung 
zu seinem Buch gesagt hat: 

,,Diese Bewegung hat man lSinnig das prophetilSche Vorberei­
tungswerk der neueren Weltgeschichte ,genannt (Treitschke) . 
. . . Alle ErlScheinungen der späteren sozialen ·Bewegungen. in 
Europa liegen in der Bewegung von 1525 eingeschlossen: Sie ist 
nicht nur der Anfang der europäischen Revo­
lution, sondern ihr Inbe g riff im kleinen. Alle 
diEl Ersd:J.einungen, durch welche Staaten im Laufe der folgen­
den Jahrhunderte verändert wurden, sowie diejenigen, welche 
in unseren Tagen eine gesellschaftliche Umgestaltung vorberei­
ten, finden ihre Vorbiider .in der Bewegung von 1525, sowohl 
was Individuen ahs was Ideen 'betrifft. Mit Recht nannte 
Treitschke den Geist Thomas Müntzers einen Spiegel, der dle 
Erscheinungen künftiger Zeiten in sich prophetisch dar­
gestellt. .. Die Anlage des Volkes dazu war so alt wie die 
Unterdrückun~ desselben. Auch an den Ketten schärft sich die 
Liebe zur Freiheit. "<\9) 4 

Dieser Tradition würdig hat die Deutsche Demokratische 
Republik, in dem sie neben den nationalen den sozialen 
Elementen des Grundsatzes der Selbstbestimmung der Völker 
gerecht wurde, einen entscheidenden Beitrag für die Zukunft 
der gesamten Nation geleistet. 

Eine Nation, die heute ihr Geschick in die eigene Hand 
nehmen will, muß notwendigerweise als erstes eine klare 
Haltung in der Frage "Frieden oder Krieg" einnehmen. Nach­
dem der Krieg im Zeitalter der Atombombe untauglich ge­
worden ist für die Lösung strittiger Fragen und alle, Krieg­
führende und Nichtkombattanten, mit der Vernichtung be­
droht, ist die Absage an den Krieg die Grundvor­
aus set z u n gd ern a t ion ale n Si c her h e i t. Und eine 
solche klare und bestimmte Entscheidung für den Frieden 
hat die Bevölkerung der Deutschen Demokratischen Republik 
mit der Errichtung des Arbeiter-und-Bauern-Staates und dem 
Aufbau des Sozialismus getroffen. 

"Im Gegensatz zum Bonner Regime, dem die la~~st~rke 
Proklamation des Selbstbestimmungsrechts als durftiges 
Feigenblatt für die völlige Entrechtung des Volkes im Innern 
und die Vorbereitung eines neuen Kriegsverbrechens nach 
außen dient, sind a 11 e Mac h t ä u ß e run gen uns e res 
Staates, seine gesamte Innen- und Außen­
politik unmittelbare Schritte zur Durchset­
zung des Selbstbestimmungsrechts des deut-

41) Man<: I Engels, Werke, Band I . s. 405 
") Zimmermann. Der Große DeutsChe Bauernkrieg, 195:1:. s. 4 
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SC h e n V 0 I k e s. Die marxistisch-leninistischen Auffassungen 
vom Selbstbestimmungsrecht richtig zu propagieren erfordert 
daher sowohl die konsequente tägliche Entlarvung und Zer­
reißung des voJ? der imperialistischen Propaganda erzeugten 
Dunstschleiers über das Selbstbestimmungsrecht durch die 
Aufdeckung der sich dahinter verbergenden; Revanche- und 
Kriegspolitik als auch die überzeugende Darlegung der 
grundlegenden Züge unserer StaatSpolitik und der Entwick­
lung unserer sozialistischen Staatsmacht als Verkörperung 
und Realisierung des Selbstbestimmungsrechts der Nation."50) 

Als 1945 der Faschismus an der Kraft der Antihitlerkoali­
tion gescheitert,. war, stand unser Volk vor der großen Auf­
gabe, "alles bis zum Letzten auszutilgen, was diese unge­
heuren Blutopfer und dieses namenlose Elend verschuldet 
hat und nichts zu unterlassen, was die' Menschheit künftig 
vor' einer solchen Katastrophe bewahrt".51) Die Machtposition 
der Monopolbourgeoisie, die es ihr ermöglicht hatte, die Na­
tion in den Faschismus und in zwei Weltkriege zu führen , 
mußte zerstört werden. 

Es stand die Igeschichtliche Aufgabe, die Schlußfolgerungen 
a:S der faschistischen Herrschaft und dem zweiten Weltkrieg 
ZU ziehen und eine Politik der friedlichen Koexistenz und der 
Freundschaft mit den sozialistischen Ländern, vor allem mit 
der Sowjetunion zu entwickeln, Diese Aufgabe wurde zum 
Glück des deutschen Volkes in der Deutschen Demokratischen 
Republik gelöst. Westdeutschland aber beschritt den alten 
unheilvollen Weg. Die in Bonn herrschenden Kräfte bestehen 
offensichtlich darauf. ihn bis zum bitteren Ende zu gehen. 
Und sie werden diesen Weg gehen, wenn ig.nen die west­
deutsche Bevölkerung nicht in den Arm fällt . ":.2) 

Die Lösung dieser Aufgabe oblag dem deutschen Volk in 
seiner Gesamtheit. Daß das auch in Westdeutschland er­
k a n n t worden ist, anerkennt der Grundriß der Geschichte 
der deutschen Arbeiterbewegung mit der Feststellung: 

Auch in den Westzonen Deutschlands hatte sich 1945 unter 
(Jr~ßen Teilen der Arbeiterklasse und der anderen werktäti­
gen Schichten die Bereitschat~ ent:vickelt, F.aschismus und 
Militarismus zu entmachten, dte Knegsschuld1.gen zu bestra­
fen und den Weg einer friedlichen demokratischen Entwick­
lung zu beschreiten. Auch hier griff in der Arbeiterklasse der 
Wille zur Einheit rasch um sich. In zahlreichen Orten West­
deutschlands, darunter solchen bedeutenden Städten wie 
Hamburg, München, Bremen, Hannover, Braunschweig, 
FrankfurtjMain, Nürnberg, Karlsruhe u . a., im Ruhrgebiet wie 
in Südbaden kam es zu Vereinbarungen zwischen Kommu­
nisten und Sozialdemokraten und zu gemeinsamen Aktionen 
für den demokratischen Neuaufbau." 53) 

U) SchüßlerTriema nn, Nationale Selbstbestimmung und Wahlen, S. 10 
5') GrtindungsaufInLf der CDU 
11) Die ,geschichtliche Au~gabe de r DeutSchen D emokratischen Republik 

und die Zukunft Deutschlaalds, S. :lJ5 
l'I) Einheit , Sonderheft August 1952. S. 1-0 
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Unter den Auswirkungen des kalten Krieges, der Abwen­
dung der Westmächte von dem Bündnis mit der Sowjetunion 
und der Errichtung! einer neuen Aggressionsfront gegen die 
Sowjetunion verlief die Entwicklung in bei den deutschen 
Staaten schroff gegensätzlich. So entstand in Westdeutschland 
die Bundesrepublik mit der alten sozialen Struktur und der 
alten Zielsetzung deutscher Agg,ressionspolitik, nunmehr ver­
bündet mit den Vereinigten Staaten. 

Aus dem Widerstand gegen diese verhängnisvolle Entwick­
IW1g erwuchs am 7. Oktober 1949 im Osten Deutschlands die 
D eu ts c h e Dem 0 k rat i s c h e Rep u b 1 i k . "geführt 
von denjenigen Kräften des deutschen Volkes, die während 
der ganzen geschichtlichen Periode seit Gründung des Deut­
schen Reiches, also seit 1871, bewiesen haben, daß sie Frieden, 
Freiheit und Demokratie, Menschlichlceit und Brüderlichkeit, 
Gerechtigkeit und Wohlstand für alle, d. h. die Interessen aes 
ganzen deutschen Volkes konsequent wollen. Es sind diejeni­
gen Kräfte, die unter ungeheuren Opfern ihre Pflicht gegen­
über dem deutschen Volk erfüllen, die den Kampf gegen die 
verhängnisvolle Politik der Großbourgeoisie in den verschie­
denen Zeiträumen führten, die niemals kapitulierten, die 
niemals das Volk verrieten und sich damit das ge­
schicht liehe Recht auf Führung des de,ut­
sehen Volkes erwOTben haben."51,) 

Wesen, Aufgabe und geschichtliche Bedeutung der Deut­
schen Demokratischen Republik sind vor allem auch in der 
Entschließung des 10. Par t e i tag e s der ehr ist 1 ich -
Dem ok rat i s c h en Un i on klar herausgearbeitet. Dort 
heißt es: 

"ln der Deutschen Demokratischen Republik wU'iden die 
Lehr en aus den Ergebnissen der beiden Weltkrie'ge gezogen, 
wurden die Grundsätze und Ziele der AntihitZerkoalition ent­
sprechend den bindenden Bestimmungen des Potsdamer Ab­
kommens verwirklicht, wurden die Grundlagen für eine fried­
liche und demokratische Entwicklung unseres Volkes geschaf­
fen, wurden freundschaftliche, vertrauensvolle Beziehungen 
zu allen Völkern und namentlich zu den Ländern des sozia­
listischen Lagers unter Führung der Sowjetunion hergestellt. 
So ist die Deutsche Demokratische Republik der einzig recht­
mäßige deutsche Staat. In ihr erg e s e II s c 11. a f t 1 ich e 11. 
Struktur und in ihrer gesamten Politik ver­
tritt sie die wahren Interessen des ganzen 
d e u t s ehe n V 0 l k e s. Geboren aus dem Widerstandswillen 
unseres Volkes gegen die vom w estdeut schen Imperialismus 
und seinen westlichen Bündnispartnern betriebene Spaltung 
unseres Vaterlandes, als Akt der na t ion ale 11. Se 1 b s t­
bestimmung zur Abwehr des nationalen Not­
s t a n des, ist unsere Republik Hoffnung und Hort der deut-

54) Die g-esch1chtliche Au~gnbe der Deutschen D emokratischen R e pu­
blik -und die ZUkunft Deutschlands. S. 69 
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sehen Nation. Ihre F1'iedensordnung 'lmd ihre F1'iedenspolitik 
sind beispielgebend für die zukünftige demokratische Ent­
wicklung ganz Deutschlands. So ist unsere Republik die u.n­
bezwingliche staatliche Bastion der nationalen Bewegung 'lm 
Kampf um die demokratische Wied.ergeburt DeutschZa11:ds," 

Während so die Bildung der Deutschen Demokratlsdten 
Republik, vorbereitet durch die Volkskongreßbewegung für 
Einheit und gerechten Frieden, dur c hund für das deut­
sche Volk geschah, im harmonischen Einklang der 
nationalen und der sozialen Elemente der 
SeI b s tb e s tim m u n g. ist in Westdeutschland das Red1t 
der Bevölkerung auf Selbstbestimmung durch die Monopol­
bourgeoisie usurpiert worden zugunsten eines Staatswesens, 
dessen erster Kanzler ausweislich seiner Äußerung gegenüber 
dem damaligen französischen Hohen Kommissar, Fran«;ois­
Poneet, "Die Einheit Europas der Einheit seines eigenen 
Vaterlandes vorzieht". 

Nachdem durch die Spaltungspolitik des Westens und den 
verschärften Klassenkampf der westdeutschen Monopol­
bourgeoisie zwei deutsche Staaten entstanden sind, ist der 
Weg in die Wiedervereinigung nur über Verhandlungen zwi­
schen diesen beiden Staaten offen. Diese Tatsache wird sehr 
nachdrücklich auch in dem Artikel im Maiheft der Zeit­
schrift .,Deutsche Außenpolitik" "Die Deutschen und die Selbst­
bestimmung" unterstrichen, in dem im Hinblick auf die deut­
sche Wiedervereinigung ausgeführt wird: 

,.Der einzig mögliche Weg. der dahin führt, ist die al..hseitige 
Entwicklung von Kontakten zwischen beiden deutschen Staaten, 
die Erweiterung der Handelsbeziehungen, der kulturellen, ~port­
lichen und anderen Verbindungen, die Schaffung techruJScher 
Komitees und verschiedener zwischenstaatlicher Organe, sowie 
die Bildung einer deutschen Konföderation, der auch die Freie 
Stadt Westberlin 'beitreten könnte. ,Die Vereini-gung der Deu.t­
sdlen Demokratischen Republik mit der iBundesrepublik 
Deubschland in einem einheitlichen Staat kann nur durdl Ver­
handlungen über die Zusammenarbeit der Regierungen dieser 
Staaten erreicht werden', lbetonte N. S. ChruschtGchow in einer 
Rede auf einer Kundgebung der sowjetisch-vietnamE!lSischen 
Freundschaft am 28. Juni 1961. .Andere Länder dürfen sich in 
diese inneren Angelegenheiten der Deuhschen nicht einmilSdlen.' 
Jede andere Lösung würde eine Verletzung 
des Prinzips der Selbstbestimmung und der 
Ni eh teinmis chung i ndi e i nneren Angeleg~n­
heiten bedeuten ,und widerspräChe den prIn­
zipien der friedlichen Koexistenz. Mit einem 
Wort: Es ist der Weg der Verhandlungen und die Herstellung 
zunächst einmal eines Minimums korrekter Beziehungen zwi­
schen der DDR und der Bundesrepublik."SS) 

Es ist daher töricht, wenn die Bundesregierung gelegent­
lich darüber jammert, daß heute jedes afrikanische Volk unter 
Bezugnahme auf die nationale Selbstbestimmung seine natio-

U) a. a. 0., S. 347 
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nale Einheit herstelle, während Deutschland gespalten bleibe, 
weil es in der Frage der nationalen Selbstbestimmung Un­
terschiede und Vorrechte nicht geben kann. 

Als Lenin sich am 19. März 1919 auf dem VII. Parteitag 
der KPR (B) mit Bucharin auseinandersetzte, der die An­
sicht vertrat, das Recht auf Selbstbestimmung könne man 
bestenfalls für eiD i geLänder anerkennen, erwiderte ihm 
Lenin: 

"Alle Nationen haben das Recht auf Selbstbestimmung - es 
lohnt nicht. von Hottentotten und BU5chmännern speziell zu 
reden."56) 

Woher nimmt daher die Bundesregierung das Recht, der 
Bevölkerung der Deutschen Demokratischen Republik, die in 
sehr überzeugender Weise von ihrem Recht auf Selbstbestim­
mung Gebrauch gemacht hat, die Respektierung dieser Ent­
scheidung verweigern? So verlangen wir von der Bundes­
regierung, aber auch von der Regierung der Vereinigten Staa­
ten, wie es Walter Ulbricht auf dem großen J u gen d f 0 rum 
in Berlin am 23. September in Beant\yortung der neuerlichen 
Bezugnahme Kennedys auf die deutsche Selbstbestimmung 
bei der Eröffnung der Herbsttagung der UNO gefordert hat 
.. die Ach tun g der Selbstbestimmung des deutschen Volkes 
der DDR, das sich längst für den Weg des Friedens, der De­
mokratie und des Sozialismus frei und ohne Einmischung von 
außen entschieden hat. Was heißt denn Selbstbestimmung in 
Deutschland zu geWährleisten? Das heißt, daß die Reste des 
Krieges beseitigt werden! ... Wir sind der Meinung : Ver­
handlungen über die Verminderung und den Abzug der 
Truppen wären ein wichtiger Schritt auf dem Wege zur 
Selbstbestimmung!" 

Ein er s t e s Beispiel einer entscheidenden nationalen 
Selbstbestimmung gab unsere Bevölkerung mit dem Aufbau 
eines demokratischen deutschen Staates, mit der Er r ich -
tung der Republik der Arbeiter und Bauern. 
Die Notwendigkeit dieser Entscheidung als Vor aus set­
zung je 'der nationalen Selbstbestimmung ist 
audl in der E n t s c h li e ß u n g des 10. Par t e i tag s 
unserer Christlich-Demokratischen Union 
unter Hinweis darauf, daß die Monopolbourgeoisie unser Volk 
und die Welt innerhalb einer Generation in zwei furchtbare 
Kriegskatastrophen gestürzt hat, anerkannt worden: 

nWenn die Existenz unserer Nation gerettet 
und gesichert werden sollte, gab es also nur die 
Möglichkeit, einen neuen, demokratischen Weg der 
gesellschaftlichen EntwickZung für ganz DeutschZand zu fl,n­
den. Einen würdigen Platz im Kreise der Völker konnte 
Deutschland nur a Z s fr i e d 1 i e ben der, dem 0 k r a­
tis c h e r St a a t ge w i nne n. Zu Frieden, Wohlstand und 
Glück konnte unsere Nation nur gelangen, wenn in ganz 

"1 Lenm, werke, Band XXIX. Berlin 1959, S. 158 
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Deutschland eine Neuordnung der gesellschaftlichen Kräfte 
herbeigeführt wurde. Nur durch die völlige Bes~itigung des 
Imperialismus und Militarismus, nur un~er Ver.zt~ht auf alle 
Revanchepläne konnte unser Volk zu etnem e~mgen, demo­
kratischen Vaterland gelangen. Diese Erkenntnis brach sich 
damals in weitesten Kreisen unseres Volkes Bahn. Sie gilt 
auch heute noch, weil nur auf d~ese ~eise die 
nationale Frage unseres Volkes gelost und der 
F1'ieden im Herzen Europas gesichert werden kann. 

Die demokratischen K1'äfte in unse1'em Raume, auch die vor 
15 Jahren gegründete Ch1'istlich-Demokratische Union, haben 
ihr politisches Handeln stets von diesen Grunderfordernissen 
bestimmen lassen. Sie haben die im Jahre 1945 fü1' ganz 
Deutschland gegebene Chance zu einer politischen Wende 
genutzt. Sie haben im Bereich unserer heutige~ ?eutschen 
Demokratischen Republilc die Wurzeln des ImpeT1.altsmus und 
Militarismus mit Stumpf und Stiel ausgerottet . . . Durch die 
antifaschistisch-demokratische Umgestaltung unserer ökono­
mischen Verhältnisse und, unseres politischen Lebens wurde 
den Kräften der Reaktion die Basis ent­
zog e 11., wurde in unserem Teile DeutSchlands. ihrer Her~­
schaft über das Volk ein Ende gemacht. Damtt gaben dte 
demok1'atischen Kräfte im Osten unseres Landes von Anfang 
an das Beispiel für die V"berwindung der Vergangenheit und 
für die Hinwendung zu den neuen Aufgaben, die der Aufbau 
einer grundlegend neuen Ordnung, einer wahrhaften F1'ie­
densordnung, stellt. So beherzigten die verantwortungsbewuß­
ten VoZkskräfte bei uns die Lehren aus der Geschichte."57) 

Die Sprache dieses Dokuments ist die eines Volkes, das 
sich nicht nur zum Recht auf nationale Selbstbestimmung 
bekennt sondern auch fähig ist, dieses Recht wahrzunehmen, 
und so 'in der Lage war, die Existenz unserer Nation auf 
neuer Grundlage, im delftschen Friedensstaat, zu retten und 
eine glückhafte politische Wendung herbeizuführen. 

Mit der Schaffung eines neuen Deutschland, eines fried­
liebenden, demokratischen Staates, in den düsteren Jahren 
der deutschen Geschichte vorbereitet durch den Kampf der 
Widerstandsgruppen gegen Ritler und durch das National­
komitee Freies Deutschland, die "deutsche Antihitlerk?ali­
tion" ist in Deutschland ein großes Werk konstruktIver, 
schöpferischer Politik vollbracht worden. 

Mit der Gründung der DDR verwirklichten die von der 
A;beiterklasse und ihrer revolutionären Partei geführten 
VoZksmassen in einem Teil Deutschlands die ge s chi c h t­
liche Hauptaufgabe des d eutsc hen Volkes 
im 20. Ja h r h und e r t . Zum ersten Mal w ar in de1' deut­
schen Geschichte ein wahrhaft friedliebender und demokra­
tischer Staat entstanden, in dem Faschismus, Milita1'ismus 
und Imperialismus und damit die Wurzeln des 
Krieges sowie die barbarische Ideologie des 

U) Entschließung des 1'0. Parteitages der CDU 
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Rassenhasses, des Revanchismus u.nd Chau­
v inismus für immer beseitigt sind. 

Die Bildung der DDR war ein Wendepunkt in der Ge­
schichte Deutschlands und Europas. Sie wa1' der g r ö ß t e 
Sieg des Friedens in Europa und die schwerste 
Niederlage des deutschen Imperialismus und Militarismu.s 
nach 1945, dem damit für immer der Weg nach dem Osten 
verlegt wurde. Mit der DDR entstand die Grundlage und das 
Vorbild für die nationale Wiedergeburt Deutschlands als 
friedliebender, demokratischer und fortschrittlicher Staat, der 
den Weg zum Sozialismus beschreitet. 

Die Gründung der DDR war der Ausd1'uck und das Ergeb­
nis des erbitterten Kampfes zwischen den beiden Linien in 
der internationalen und in der deutschen Politik: der Linie 
der Reaktion, des Imperialismus und des Krieges und der 
Linie des Fortschritts, der Demokratie, des Friedens und des 
Sozialismus. Während fr ü her in der deutschen Geschichte 
immer wieder di e v 0 I k s feind li c h e, ant i n a ti o­
na l e Linie sich durchsetzen konnte, tri u m phi e r t e 11. 
mit der Gründung der DDR erstmals die 
w a h ren ~ 11. t e res sen der Na t ion. 1m ersten deut­
schen Friedensstaat fanq,en alle guten Traditionen unseres 
Volkes, die revolutionären Traditionen der Arbeiterklasse und 
die humanistischen Ideen des Bürgertums ihre Verwirk­
lichung. Das wa1' das Ergebnis der Führung aller nationalen 
Kräfte durch die einheitliche Arbeiterklasse und ih1'e revo­
lutionäre Partei. Zum Hauptwiderspruch in Deutschland 
wurde der Gegensatz zwischen den Monopolisten, Militari­
sten und Junkern mit ihrem imperialistischen Machtapparat 
und den Volksmassen in der Deutschen Demokratischen Re­
publik sowie allen friedliebenden Menschen in Westdeutsch­
land, die in der Arbeiter-und-Bauernmacht der DDR eine 
feste staatliche Basis haben."5tl) 

Und weil so in der DDR die revolutionären Traditionen der 
Arbeiterklasse und die humanistischen Ideen des Bürgertums 
in einer großartigen Synthese ihre Verwirklichung gefunden 
haben, weil in unserem Raum der größte Sieg des Friedens 
in Europa errungen worden ist, wie denn auch "der Außen­
politik der sozialistischen Staaten die Prinzipien des Friedens, 
der Gleichberechtigung und Selbstbestimmung der Völke1' so­
wie des Respektierens der Unabhängigkeit und Souveränität 
aller Länder zugrunde liegen"59), hat auch die ehr ist I ich­
Dem 0 k rat i s ehe Union mit ganzer Kraft an diesem Akt 
nationaler Selbstbestimmung mitgewirkt. Endlich yvar der 
Widerspruch zwischen dem Friedensgebot des Evangeliums 
und den schlimmen Konsequenzen einer Gesellschaftsordnung, 
die auf dem Prinzip des Konkurrenzkampfes und des Krieges 
als ultima ratio basiertel dieser Widerspruch, der so oft ~rist-

51) Gruntiß der Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, in: Ein­
heit, Sonderheft' August 1962-. S. 100 

U) Programm der KPdSU, in: Presse der Sowjetunton W61. S. 3241 
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lichen Menschen das Gewissen bedrückt hatte, beseitigt. Der 
Freude über diese Wendung gab Professor D. Ern i 1 F u c h s 
in dem Gespräch einer Delegation von Theologen, kirchlichen 
Amtsträgern und christlichen Bürgern mit dem Vorsitzenden 
des Staatsrats, Walter Ulbricht, am 9. Februar 1961 mit den 
Worten Ausdruck: • 

"Unser Staat hilft als Teil des sozialistischen Lagers mit. 
daß die Friedensträume unser er großen Dichter und Denker 
und all der Millionen einfacher Menschen, die sich der Werke, 
die sie mit ihr en Händen geschaffen haben, auch erfreuen 
wollen, in der Mitte des 20. Jahrhunderts endlich Wirklichkeit 
werden können."60) 

Als deutscher Friedensstaat hat unsere DDR in allen Pha­
sen der Nachkriegsentwicklung konsequent für die internatio­
nale Entspannung und die dafür so notwendige Normalisie­
rung der Beziehungen zwischen beiden deutschen Staaten ge­
arbeitet und geeignete Vorschläge dazu unterbreitet. Erinnert 
sei hier nur an die Vorschläge für die Bildung einer d e u t­
sehen Konföderation, die nach wie vor auf der 
Tagesordnung der deutschen Politik stehen, an den D e u t­
sehen Friedensplan und die jüngsten_ Vorschläge 
Wal te r U I b r ich t s in . der Volkskammersitzung am 
31. J uli 1963 für konstruktive Lösungen zur friedlichen Rege­
lung der deutschen Frage. Erläuternd bemerkte Walter 
Ulbticht dabei: 

Ich denke dabei ,besonders an die Schaffung einer atom­
w;ffenfreien Zone in Europa, die !heide deutschen Staaten ein­
schließt· an einen Rüstungsstopp; an den längst überfälligen 
Friede~ert'rag mit heiden deutGchen Staaten; an die fr~ed­
liehe Lösung des Westberlin-Problems dureh Umwandlung 
Westberlins in eine neutra1e .und Freie Stadt 'Und einige weitere 
Fragen, deren Lösung herangereift :ist." 

Ein w e i t e res Beispiel kraftvoller nationaler Selbst­
bestimmung gab die Bevölkerung der heutigen DDR bereits 
in den ersten Nachkriegsjahl'en mit g run d leg end e n 
demokratischen Umgestaltungen, in denen be­
sonders die sozialen Elemente der nationalen Selbstbestim­
mung Berücksichtigung fanden. 

.. Unter Führung der Arbeiterklasse und gestützt auf die 
demokratischen Verwaltungsor gane verwirklichten Hundert­
tausende Landarbeiter und werktätige Bauern im Herbst 1945 
die demokratische Bodenreform. Sie überwanden 
den erbitterten Widerstand der Junker und Großgrundbesitzer 
und ihrer politischen Fürsprecher, zerschlugen den kapita­
Zistisch-großjunkerlichen Großgrundbesitz und teilten den 
Boden unter die Bauern auf. Durch die demokratische Boden­
reform wurde die seit Jahrhunderten erträumte Bauern­
befreiung eingeleitet. 

M) Christen und Marxisten verbinden gemeinsame leale und Ziele, 
S. 13 
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Die demokratische Bodenrejorm war die bis dahin größte 
siegreiche revolutionäre Aktion der Massen in der deutschen 
Geschichte . .. 

Mit der im Herbst 1945 begonnenen demokratischen 
S c h u Z r e j 0 r m und der demokratischen Erneuerung der 
deutschen Kultur entwickelte sich unter der Führung der 
Arbeiterklasse der tiefgehende ideologische Umerziehungs­
prozeß weiter. Das Bildungsmonopol der besitzenden Klassen 
wurde gebrochen. Indem die Arbeiterklasse ein neues demo­
kratisches Bildungsziel schuf und sich Zehntausende ihrer 
befähigten Vertreter als Neulehrer der Erziehung und Bil­
dung der Jugend widmeten, wurden die Voraussetzungen 
geschaffen, daß sich die produktiven und geistigen Schöpfer­
kräfte der Werktätigen breit entfalten konnten. 

Gleichzeitig wurde die Jus t i z r e f 0 r m in Angriff ge­
nommen und mit dem Aufbau der V 0 1 k s pol i z e i be­
gonnen, die in ihren Reihen viele in harten Klassenkämpfen 
erprobte Arbeiter vereinte und sich von Anfang an fest auf 
die Mitar beit der Werktätigen stützte."61) 

Diese Umwälzungen haben tief in die Struktur unseres 
Staatswesens eingegriffen und allen Angehörigen unseres 
Volkes die Möglichkeit eröffnet, ihre Anlage und Kräfte un­
gehindert zu entfalten und geltend zu machen für die Ge­
staltung des öffentlichen ' Lebens. Eine derart weitgehende 
Selbstbestimmung des staatlichen Lebens durch die Volks­
massen ist das ausschließliche Kennzeichen der s 0 z i a 1 i -
stischen Länder. 

Ein d r i t t e s Beispiel nationaler Selbstbestimmung gab die 
DDRmitdemAufbau des Sozialismus, für den mit 
dem übergang der Betriebe in die Hände des Volkes wichtige 
materielle Voraussetzungen geschaffen wurden. Dadurch 
'wurde der alte Widerspruch zwischen der gesellschaftlichen 
Produktion und der privatkapitalistischen Aneignung, die 
Anarchie der Produktion mit ihren Wirtschaftskrisen be­
seitigt. 

"Die sozialistische PZanwirtschaft ist ihrer Natur nach eine 
Wirtschaft des Aufstiegs und der Blüte. Zusammen mit der 
Ausbeutung des Menschen durch den Menschen wird die 
soziale Ungleichheit beseitigt, die Arbeitslosigkeit verschwin­
det r estlos. Der Sozialismus sichert allen Bauer n Grund und 
Boden, hilft ihnen, ihre Wirtschaft zu entwickeln, vereinigt 
i hre Arbeitsanstrengungen aujjreiwilliger Grundlage in Ge­
nossenschaften . . . Der Sozialismus gewährleistet der Arbei­
terklasse und allen Werktätigen einen hohen materiellen und 
kuUu'Tellen Lebensstandard. 

Die sozialistische Gesellschaft gestaltet ihr ganzes Leben 
auj der Grundlage einer umjassenden Demokratie. '. Soziali­
stische Demokratie beinhaZtet sowohl poZitische Freiheiten -
Freih~it des Wortes und der Presse. Versammlungsjreiheit, 

11) Grundriß der GesChiChte der deutsChen Arbeiterbewegung, in: 
Einheit, Sonderheit August 1962, S. 148 f. 
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das Recht zu wählen und gewählt zu werden - als auch so­
ziale Rechte: das Recht auf Arbeit. auf Erholung, auf unent­
geltliche Bildung und ärztliche Betreuung, auf Versorgung im 
Alter oder im Krankheitsfalle oder bei Verlust der Arbeits­
fähigkeit; Gleichberechtigung der Bürger aller Rassen und 
Nationalitäten; Gleichberechtigung von FTau und Mann auf 
allen Gebieten d es Staats-, Wirtschafts- und Kulturlebens62

) 
Die Perspektiven des Sozialismus, die uns am klarsten in 

der Sowjetunion als dem am weitesten fortgeschrittenen, nun­
mehr bereits auf dem Weg in den Kommunismus befindlichen 
Land ersichtlich sind, sind jedoch nicht solche einer fernen 
Zukunft, sondern alle diese Wandlungen weltgeschichtlichen 
Formats vollziehen sich innerhalb einer einzigen Generation. 

"Nach Ablauf der zwei Jahrzehnte (bis 1980) werden die 
gesellschaftlichen Konsumtionsfonds in ihrer Gesamtheit rund 
die Hälfte des gesamten Realeinkommens der Bevölkerung 
ausmachen. So wird auf Kosten der Gesellschaft ermöglicht: 

unentgeltliche Unterbringung der Kinder (auf Wunsch der 
Eltern) in Erziehungseinrichtungen und Internatsschulen; 
materielle Versorgung der A r beitsunfähigen; 
unentgeltliche Bildung in allen LehTanstalten; 
unentgeltliche ärztliche Betreuung fÜT alle Bürger, ein­
schließlich der Versorgung mit Medikamenten und der Sa­
natoriumsbehandlung von Kranken; 
unentgeltliche Benutzung der Wohnungen sowie unentgelt­
liche Inanspruchnahme der kommunalen Dienste; 
unentgeltliche Benutzung der kommunalen V erkehrsmittel; 
unentgeltliche Inanspruchnahme einiger Arten von sonsti­
gen Dienstleistungen; 
sukzessive Senkung der Gebühren und teilweise unentgelt­
liche B enutzung von Erholungsheimen, Pensionen, Touri­
sten-Herbergen und Sportp.nlagen; 
immer größere Gewährung v on Beihilfen, Vergünstigungen 
und Stipendien (Beihilfen für alleinstehende und kinder­
reiche Mütter, Stipendien für Studenten). "63) 
Der U b e r g a n g vom Ich zum Wir, der unser 

Leben ausfüllt, vollzieht sich notwendigerweise in einem sehr 
komplizierten Entwicklungsprozeß. Unsere Menschen, heran­
gewachsen· noch im Kapitalismus, mußten die alten Denk­
und Handlungsgewohnheiten überwinden und sich nach und 
nach auf das Niveau sozialistischer Lebens- und Arbeitsweise 
emporarbeiten. Das erforderte Zeit und persönliche Anstren­
gungen. Heute aber sind die Erfolge dieser Wa dlung offen­
sichtlich. So konnte Wal t e r U I b r ich t in seiner Rede 
vor der Volkskammer am 31. Juli 1963 ausführen: 

.. Auch viele derjenigen, die vor einigen Jahren noch schwank­
ten und die nicht recht w.ußten, wohin es geht, haben sich in­
zwischen von der Notwendigkeit, Unvermeidlichkeit /Und auch 
der Richtigkeit der sozialistischen Perspektive überzeugt. Auch 

n) 'Programm der KPdSU, in: Presse d er Sowjetunion 1961, S.31211 
U) Programm der KPdSU, a. 8. 0., S. 3253 
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sie haben - wenn ich das so ausdrücken darf - am Sozialismus 
Geschmack gefunden. Das Leben selbst hat sie davon über­
zeugt. daß nur im Sozialismus die 'Volle Entfaltung ihrer Per­
sönlichkeit. ihre Freiheit. ihr friedliches Leben IUnd ihre 
schöpferische Arbeit zum Wohle der Gemeinschaft und rum 
eigenen Nutzen gewährleistet sind." 

In seinen "Gedanken und Erinnerungen" hat Bi s m are k 
einen Grafen Arnim~) verewigt, dell, wenn er des süßen 
W~ines voll war, woz.u bei ihm nicht viel gehörte, gelegentlich 
semem Herzen drastIsch Luft machte. So erklärte er einmal 
nach einem Frühschoppen: "In jedem Vordermann in der 
Karriere sehe ich einen persönlichen Feind und behandle ihn 
dementsprechend. Nur darf er es nicht merken solange er 
mein Vorgesetzter iSt. "65) , 

In diesem Ausspruch haben wir einen klassischen Ausdruck 
der Moral des Kapitalismus. Denn in der kapitalistischen Ord­
nung ist der andere immer der Konkurrent, der Feind der 
niederzuringen ist, wobei zum Haß noch die Heuchelei ko~mt. 

Dem Sozialismus dagegen ist die Solidarität eigen das Ein­
stehen füreinander, die Zusammenarpeit gleichbe'rechtigter 
und gleichgeachteter Bürger. Dem entspr icht auch, daß die 
Erfahrenen ihr Wissen und ihre Fertigkeiten nicht für sich 
behalten als ein persönliches Geheimnis, sondern sie mit­
teilen und so für alle fruchtbar machen. 

Die Entscheidung für diese Gesellschaftsordnung ist dem 
Menschen christlichen Glaubens nicht we­
sen s f rem d. So ist denn auch von den führenden Politi­
kern der CDU wiederholt darauf hingewiesen worden daß 
unser Ja zum Sozialismus auch bedingt ist durch die L~hren 
der 2000jährigen Geschichte der Christenheit. 

. Eine Zustimmung zur gesellschaftlichen Neuordnung ent­
hielt bereits der G r Ü n dun gs a u fr u f der CDU vom 
26. Juni 1945 mit dem Bekenntnis zur Wirtschaftsplanung, zur 
Vergesellschaftung der Bodenschätze und Schlüsselunterneh­
m.ungen, zur Bodenreform und zar Kraft der Arbeiterklasse. 
DIeses Bekenntnis ist auf den Parteitagen der CDU der fol­
genden Zeit immer mehr konkretisiert worden. So heißt es in 
der Entschließung des 6. Parteitags der CDU vom 18. Oktober 
1952: 

"Die christlichen D.e~olcraten .stehen bei der ~TTichtung der 
Grundlagen des SOZlahsmus mtt der Arbeiterklasse in einer 
gemeinsamen !ront. Dabei erke!l'nen sie vorbehaltlos die fÜh­
ren~e .Rolle dteser Klasse und threr Partei beim Aufbau des 
So~ahsmu.s an . . . Der Christlich-Demokratischen Union fällt 
b~tm Aufbau des Sozialismus in der Deutschen Demokrati­
s0en RepUblik. maß,?eb~iche Mit~erantwortung zu. Ihr obliegt 
dte. A~ft?abe, dIe chrlsthche Bevolk erung über das Wesen der 
sOZlahshschen Ordnung unermüdlich aufzuklären." 

U) ~arry Graf von Arnlm-Suckow, ehemaliger deutsdler Botschafter 
l.I1 Paris 

"') Bismarck, Gedanken und Erinnerungen, Stuttgart 1928, S. 461 
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"Auf den folgenden Parteitagen wurde dieses Bekenntnis 
der christlichen Demokraten zum Sozialismus folgerichtig 
weiterentwickelt und konkretisiert'C. heißt es in der Ent­
schließung des 10. Parteitages der CDU. "Der 7. und 8. Partei­
tag erhärteten die Feststellung, daß der Sozialismus in einem 
Maße wie keine bisherige gesellschaftliche Ordnung die Mög­
lichkeit gibt, die aus dem c h r is t li c h enG 1 a u ben 
erwachsen den gesell schaf tl ich e n A n liegen 
zu ver wir k 1 ich e n. Der 9. Parteitag sagte aus, daß eine 
wahrhaft schöpferische christliche Exi­
s t e n z in der Verantwortung vor der Gesellschaft heute 
nur unter den Bedingungen des Sozialismus möglich ist. 
Diese Erkenntnisse aber wurden nicht nur theoretisch immer 
besser und überzeugender fundiert. sondern vor allem auch 
in der Praxis durch die sozialistischen Taten unserer Freunde 
bewährt." Eine neue Bekräftigung fand dieses Bekenntnis auf 
dem 10. Parteitag, in dessen Entschließung es weiter heißt: 

"Die Deutsche Demokratische Republik ist die politische 
Heimat aller ihrer Bürger, ungeachtet ihrer gesellschaftlichen 
Position. Sie ist unser Staat, dem unsere Liebe, unsere Kraft, 
unser Einsatz gehören ... 

Die Erfolge unseres sozialistischen Aufbauwerkes wurden 
zum unwiderlegbaren Beweis für die Richtigkeit unserer 
nationalen Politik des Friedens und der Verständigung, wur­
den zum sprechenden Zeugnis dafür, daß un­
ser Volle sehr wohl imstande ist, sich in 
freier Selbstbestimmung gegen die unseligen 
Kräfte der Vergangenheit ein neues. friedvoUes und glück­
liches Leben im Kreise der Gemeinschaft freier und fried­
liebender Nationen aufzubauen . . . 

Die sozialistische Umwälzung in der Deutschen Demokrati­
schen Republik er füll t er s t mal i gin der Ge­
schichte unseres Volkes die gesellschaft­
lichen Anliegen und ethischen Forderungen 
auch der friedliebenden und fortschritt­
li ehe n C h r ist e n. ihre Friedenssehnsucht und ihr Ver­
langen nach einer sozial gerechten Ordnung der Beziehungen 
zwischen den Menschen. 

Das Christentum \.var von seinem Ursprung her der Glaube 
und die Hoffnung der Mühseligen und Beladenen, der Er­
niedrigten und Beleidigten, der Armen und Entrechteten. Die 
verfaßten Kirchen aber standen Jahrhunderte hindurch auf 
der Seite der herrschenden Gewalten, der KlassengeseZZschaft. 
Die immer wieder erhobenen Proteste und Mahnrute ehr­
licherl verantwortungsbewußter christlicher Persönlichkeiten 
verhallten wirkungslos, ihre humanitären Bestrebungen schei­
terten an den auch mit Hilfe der Kirche aufrechterhaltenen 
Schranken der AusbeutergeseZlschajt. Viele aus christlicher 
Verantwortung geborene sozial fortschrittliche Bewegungen 
wurden niedergehalten und blieben ergebnislos. Dieses Erbe 
fortschrittlicher Strömungen der Vergangenheit verpflichtet 
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uns, solche Traditionen aufzunehmen, schöpferisch fortzufüh­
ren und in 'Unserer neuen gesellschaftlichen Wirklichkeit zu 
vollenden. Nur auf diese Weise können die Widersprüche zwi­
schen dem Sehnen und Wollen der einfachen, nach vorn blik­
kenden christlichen Menschen und der weithin der Reaktion 
verhafteten Haltung der Kirchenleitungen gelöst werden. Da­
zu aber ist es unumgänglich notwendig, die gesellschaftlich 
schöpferischen Potenzen der friedliebenden christlichen Men­
schen aut jene Klasse zu orientieren die von 
der Geschichte berufen ist, bei der Errichtung der' sozialisti­
schen Ordnung vor a nz u s ehre i t e n: auf die Ar­
beiterklasse." 

So hat die Bevölkerung der Deutschen Demokratischen Re­
publik mit der Errichtung des Arbeiter-und-Bauern-Staates, 
den grundlegenden Reformen und schließlich mit dem Aufbau 
des Sozialismus die nationale Selbstbestimmung in vorbild­
licher Weise ausgeübt. Abgelegt aber wurde dieses Bekenntnis 
nicht mit Worten, nicht mit Resolutionen, so n der n dur c h 
politische und ökonomische Taten durch 
die tägliche Arbeit. ' 

"Und wenn jemand in der Welt fragt: Wo ist die 
SeZbstbestimmung der Bürger der DDR? - so 
antworten wir: H i e r ist sie! Hier sind ihre großen 
ersten Früchte! Schaut sie euch gut an, diese Errungenschaften 
unseres sozialistischen Aufbaus! Die Ursache des Krieges, die 
Herrschaft der Konzerne, Banken. Großgrundbesitzer und an­
dere Militaristen wurde beseitigt. Das friedliebende Volk, das 
selbst der Besitzer der Produktionsmittel ist. hat seinen Staat 
aufgebaut und hat gelernt, ihn zu leiten, und bestimmt die 
Friedenspolitik. 

Wir zweifeln nicht daran: Eines Tages werden auch die 
Bürger Westdeutschlands von ihrem Recht auf Selbstbestim­
mung in ähnZicher Weise Gebrauch machen. Dann werden wir 
auch der Wiedervereinigung des deutschen Volkes nahe 
sein."OO) 

Diese Entscheidung über die Strllktur und die Politik der 
DDR, zustande gekommen unter breitester täglicher Mit­
arbeit der gesamten Bevölkerung, kann nicht von einer klei­
nen Gruppe Monopolherren in Gebieten jenseits unserer 
Grenze durch taktische Manöver rückgängig gemacht werden. 
Angesichts der gegensätzlichen EntWicklung in bei den deut­
schen Staaten, die dahin geführt hat daß in der DDR ein 
friedliebender, demokratischer, soziali'stischer Staat entstan­
den ist, die Bundesregierung aber unter Preisgabe der Chance 
von 1945 "wieder in eine Ausbeutungsdomäne der Junker und 
Konzernherren von Rhein und Ruhr" und in die Hauptkriegs­
basis der NATO"67) zurückgewandelt worden ist und dieses 

"> Die geschichtliChe AuIgabe der Deutschen Demokratischen Republik 
und die Zukunft DeutsChlands, S. 80 

Ir) Walter UlbriCht. Zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, 
Berlin 1962, Band VI, S. 454 
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System nach dem Willen der Bonner Regierung auch Gesamt­
deutschland aufgenötigt werden soll, ist die Banner Forde­
rung nach .. f r eie n W a h I e n" ein betrügerisches Manöver. 

.. Angesichts einer solchen Lage die Wiedervereinigung 
durch einen Wahlakt zu propagieren, ist nur ein lächerlicher 
Trick. "118) Schließlich war es doch die Bundesregierung, die, 
als gesamtdeutsche Wahlen noch möglich waren und dem­
entsprechend auch hier die Regierung der DDR mit reali­
stischen Vorschlägen hervortrat, zum Beispiel mit der An­
regung, die erforderlichen Wahlen auf der Grundlage der 
Wahlordnung der Weimarer Republik durchzuführen, auch 
diese Vorschläge abgelehnt hat. "Auf der Durchführung sc:r 
genannter freier Wahlen angesichts der Existenz 
z w eier sou v er ä n er S ta a t e n bestehen, das bedeutet, 
bewußt das Prinzip der Selbstbestimmung 
ablehnen und sich in die inneren Angelegen­
heiten des anderen deutschen Staates ein­
mi s c h e n."69) 

Ebenso durchsichtig sind die Ziele, die mit der neuerlich 
erhobenen Forderung nach einem " R e f e ren d um" i n 
Wes t b e r I i n verfolgt werden. Sehr eingehend setzt 'Gich 
damit der bereits zitierte Artikel "Die Deutschen und das 
Selbstbestimmungsrecht" in der "Deutschen Außenpolitik" 
auseinander, auf den deshalb besonders hinzuweisen ist. Dar­
in heißt es : 

.. Im Prinzip hat die Bevölkerung Wastbel'lins als beSondere 
soziale und historische Gemeinschaft. die sich inmitten der 
DDR infolge der Besonderheiten der Nachkriegsentwicklung 
Deutschlands gebildet hat, ein Recht auf Selbstbestimmung. 
Alber bei der Betrachtung dieser Frage darf man nicht zwei 
völlig verschiedene Probleme, die es hier .gibt, miteinander 
vermengen, wie dies die Westlberliner Behörden tun, und zwar: 
die Fra ,ge der staatsrechtlichen zugehöri.g­
k e it WeiStberlin <s, die ein internationales Problem 1st, 
und die Fra ,ge der freien -Bestimmung Geiner 
Lebensweise dur c h die Westberliner, die ihre 
innere Angelegenheit ist. ,Bis die erste Frage nicht ,gelöst iS~ . 
fehlt die Grundlage .tür die Lösun·g der zweiten Frage, weil 
jede Gemeinschaft der Meruschen erst dann frei ihr Rech~ auf 
die Selbstbestimmung reali.sieren kann, wenn sie aUJS emem 
Objekt zu einem Subjekt des internationalen Rechtes wird, 
d. h. wenn wir über Westberlin konkret sprechen, erst dann, 
wenn dort das Okklupationsregime liquidiert wird und seine 
völkerrechtliche Stellung lbestimmt wir·d ... 

Desha'lb wird die Frage des Status Westberlin nicht durch 
den Westberliner Senat und die Westberliner Bevölkerung, 
sondern von den Mächten entschieden, die die Verantwortung 
für die Friedensregelung mit DeutGchland tragen. Sie wird 
nicht durch ein Referendum, sondern auf der Grundlage der 
Unterzeichnung eines deutschen Friedensvertrags entschieden. 

tf) 3 .. 0., S. 455 
") 3. a. 0., S. 347 

44 

Sie wird ISOwohl im FaMe der Unterzeichnung eines Friedens­
vertrags mit beiden deutlschen Staaten. d. h. auf der mit den 
Westmächten vere inbarten Grundlage. als auch im Falle der 
Unterzeichnung eines FriedensvertraglS durch die daran inter­
essierten Staaten allein mit der DDR automatisch gelöst, weil 
Westberlin auf deren Territorium liegt. "70) 

Daraus ergibt sich dann auch, daß angesichts der geographi­
schen Position Westberlins bei der Entscheidung. der West­
berlin-Frage auch die DDR ein entscheidendes Wort mitzu­
sprechen hat und ihre Interessen und legitimen Rechte be­
rücksichtigt werden müssen, Die Respektierung dieser Selbst­
verständlichkeit sollte dem Westen um so leichter fallen, als 
die DDR dadurch, daß sie darauf verzichtet, den Grundsatz 
der staatlichen Zugehörigkeit Westberlins zur DDR geltend zu 
machen, bereits ein großherziges Beispiel der Kompromißbe­
reitschaft gegeben hat. 

Während, worauf im nächsten Abschnitt noch näher einzu­
gehen ist, das Prinzip der Selbstbestimmung der Bundes­
regierung nur ein Propagandainstrument ist, ist in der DDR 
die nationale Selbstbestimmung eine Realität, die sich sowohl 
in der Innenpolitik als auch in den Beziehungen zu den an­
deren Völkern, insbesondere auch zu den jungen National­
staaten, auswirkt; denn die Gesetze des Sozialismus sind be­
stimmend auch für die Außenpolitik unserer Regierung. 

"Das Wesen der neuen deutschen Politik besteht darin, daß 
Deutschland auf jede Revanche, auf jede Unterdrückung und 
Ausbeutung anderer Völker, auf jede Teilnahme an der im­
perialistischen Kolonialpolitik verzichtet. (171) 

Schon die Präambel unserer Ver f ass u n g bestimmt, daß 
kein Bürger der DDR an Kriegshandlungen teilnehmen darf, 
die der Unterdrückung anderer Völker dienen. Die in unserem 
S taat herrschende geistige Atmosphäre verhindert das Wider­
aufkommen jeder Kriegs- und Rassenhetze, wie sie umgekehrt 
alle Bestrebungen zur Zusammenarbeit der Völker begün­
stigt. So hat sich zum Beispiel im Mai 1959 das VI. Parlament 
der Freien Deutschen Jugend in dem "P r 0 g I' a m m der 
jungen Generation für den Sieg des Soziali s ­
mus" zum Kampf dafür bekannt, daß al l e Völker der Erde 
frei und unabhängig leben können. 

Die: Politik der DDR gegenüber den jungen Staaten in 
Afrika und Asien ist gekennzeichnet durch Achtung der na­
tionalen Souveränität und eine v i eis e i t i g e öko n 0 m i -
sc h e H i I f e, die Gewährung langfristiger Kredite zu einem 
niedrigen Zinssatz, günstige Handelsabkommen auf der 
Grundlage des für die jungen Völker so wichtigen äquivalen­
ten Warenaustausches unter Einschluß der für die Entwick­
lung einer eigenen Industrie so vordringlichen hochwertigen 

! I) Deutsche Außenpolitik Nr. 5/1963, S. 351 
.1) Walter Ulbrtcht, Eine neue deutsche Politik. In: Neues Deutsch­

land vom 9. Mal 1959 
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Produktionsmittel. Wie gerade darin die DDR kapitalistische 
Staaten, allen voran die Bundesrepublik. übertrifft, spiegelt 
sich darin wider, daß im Jahre 1959 an die VAR aus der 
DDR 2968 Werkzeugmaschinen geliefert wurden, aus West­
deutschland dagegen nur 688. 

Ergänzt wird die ökonomische Unterstützung durch die 
E nt w i c k 1 u n g ku 1 tu re 11 erB e z i e h u n gen, durch 
die Gründung der Deutsch-Afrikanischen Gesellschaft und die 
kostenlose Ausbildung wissenschaftlicher Kader der jungen 
Völker an den Universitäten der DDR. 

Von besonderer Bedeutung ist sodann die dip 10m a t i­
sc heU n t e r S t ü t z u n g der jungen Nationalstaaten durch 
die Regierung der DDR, die dazu beiträgt, diesen Staaten zu 
ermöglichen, mitbestimmend in die internationale Entwick­
lung einzugreifen. 

1955 anerkannte die Regierung der DDR die auf der Kon­
ferenz der antiimperialistischen Konferenzen in Ban dun g 
verkündeten f ü n f Pr i n z i pie n: Achtung der territorialen, 
Integrität und Souveränität, Nichtangriff, Nichteinmischung 
in die inneren Angelegenheiten, Gleichheit und gegenseitiger 
Nutzen, friedliche Koexistenz. 

1956 verurteilte die Regierung der DDR die A g g res s ion 
Englands, Frankreichs und Israels gegen 
Ä g y P te n und stellte dabei in einer Erklärung vor der 
Volkskammer fest, daß sich hier die imperialistische Kol~ 
nialpolitik erneut als Politik der Unterdrückung, der nackten 
Gewalt, des Feuers und des Schwertes entlarvt hat. 

Im März 1959 wiederum wurde in einer Erklärung des 
Ministeriums für Auswärtige Angelegenhei­
te n der Kolonialterror in Belgisch-Kongo scharf verurteilt, 
verbunden mit der Forderung nach sofortiger Einstellung des 
blutigen Terrors gegen die afrikanischen Völker. "Die Re­
gierung der Deutschen Demokratischen Republik", so heißt 
es in dieser Erklärung, "ist der Auffassung, daß die Regie­
rungen der imperialistischen Staaten den afrikanischen Völ­
kern ihre nationale Unabhängigkeit und Freiheit gewähren 
müssen." 

Charakteristisch für unsere ..Beziehungen zu den jungen 
Staaten ist, daß Wal t e r U I b r ich t , als er am 26. Septem­
ber 1960 kurz nach seiner Wahl zum Vorsitzenden des Staats­
rats das Diplomatische Korps empfing, in dieser seiner ersten 
pr og r a m m a ti s c h e n Er kl är u n g gerade unserer Hal­
tung zu den jungen Nationalstaaten besondere Aufmerksam­
keit gewidmet hat. Ausgehend davon, daß auch in der Außen­
politik der beiden deutschen Staaten die so grundverschiede­
nen Traditionen der deutschen Geschichte wirksam werden, 
führte Walter Ulbricht aus: 

"Die Außenpolitik der DDR wurzelt in den von der Arbei­
ter7dasse, von allen wahrhaft patriotischen Deutschen und 
den größten Heroen des Geistes unserer Geschichte stets ge­
pflegten und weiterentwickelten Traditionen des echten Hu-
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man~1!"us, der Menschenliebe und VÖlkerfreundschaft, in der 
Tradttion der Achtung vor der Menschenwürde vor der Kul­
tur. ~nd Leistung eines jeden anderen Volkes.: . Die Auße'n­
pohtt.k d~r. westdeutschen Bundesrepublik dagegen wird von 
den Tradt.ttonen der deutschen Militaristen und Revanchisten 
der reaktionären Herrenmenschen, der Unterdrücker und 
Ausbeu~er f'remder Völ~er bestimmt . . . Dieser Tradition fol­
gend f~tert. man ~eute tn .,"Testdeutschland kaiserliche Gene­
rale, ~te dte blutt.ge Vermchtung afrikanischer Völker kom­
manc:he~t haben. F~r die Einstellung der Bonner Militaristen 
zu den 3u'!!gen N.attOnaZ~taaten und den um ihre Freiheit rin­
genden Volkern tst bezetchnend, daß die Exponenten des west­
deutschen ~in~nzkapitals es '!-eute wagen, diese Völker als 
.~aZbstarke Volker zu kennzeIchnen, die dringend der väter­
hchen ~uchtrute, t:!-. h . natürlich der Zuchtrute des ,weißen 
Ma?lnes aus Washmgton, Bonn und Umgl?bung bedürfen Die 
we1.ß~ R~sse, so :vird weiter behauptet, müsse die RoZZ~ des 
autoTttativ.en .Erztehers dieser ,halbstarken Völker' überneh­
men, damt.t st.e lernten, ,langsam in die Zivilisation hinein­
zu~achsen'. · Die west~eutschen ~ilitaristen und Imperialisten 
- In eng~ter Gememschaft mt.t dem MonopOlkapital der 
U.SA - :n0chten also das Rad der Geschichte zurückdrehen 
dte ~m thr~ Freiheit. ringenden Völker Afrikas, Asiens und 
Latetna~enka~ an dIe Kette legen. und die jungen National­
sta,!ten tm Zet.chen des Neokolonialismus wieder in die. im­
penalistische Botmäßigkeit zwingen ... 

Die Deutsche Demokratische Republik ver­
f~lgt eine an~~re Tradition des deutschen Vol1ces im Verhält­
nt~.t zu den Landern und Völkern. die unter kolonialer Unter­
d:.uckung .~ch-r:nach~eten u,,:~ ihren nationalen Befreiungskampf 
fuhren, namlt.ch dte Tradttionen der deutschen Arbeiterklasse 
de!: deutschen Humanisten, die immer die koloniale Unter~ 
~rucku.ng und . ~usbeutung verachteten und bekämpften, die 
1.mmer das helhge Recht der kolonial unterdrückten Völker 
auf Freiheit, Menschenwürde und ein nationalstaatlich selb­
ständiges glii:c~liches Leben verfochten. Fußend auf diese 
guten hlf'mamsttschen deutschen TTaditionen fördert die DDR 
na~ Kräften überall und zu jedem Zeitpunkt die jungen 
N~tionalstaat~n und die um Freiheit und Recht kämpfenden 
Vo17cer. Afrt1ca den Afrikanern - das ist der Grund­
satz uns e r e r Afrikapolitik. " 

So hat der Kolonialterror. ,.die brutalste Form der Aus­
beutung des Menschen durch den Menschen" wie in den s~ 
zialistischen Ländern insgesamt. so auch i~ der DDR die 
schärfste Verurteilung gefunden. Auch das ist ein überzeugen­
der Beweis der Folgerichtigkeit der Selbstbestimmung in der 
Deutschen Demokratischen Republik. Diese Haltung hat das 
Ansehen der DDR in diesen Ländern beträchtlich erhöht wie 
zum Beispiel auch der Ministerpräsident der DDR als ~rster 
Regierungschef eines deutschen Landes 1959 Afrika einen Be­
such abgestattet hat. 
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.,Unsere antiimperialistische AUßenpolitik, unser kon:se~u.en.­
tes Eintreten gegen den Kolonialismus und Neokolomahsmus 
haben unserer Republik die zunehmende Freundschaft der 
Völker der jungen Nationalstaate:n eingeb'!"acht. In diesen 
Ländern und in der Entwicklung 'I.hrer BeZtehung.en zu. d.en 
beiden deutschen Staaten widers~iegelt sich ~'I.e Au.sel1~­
andersetzung 'zwischen der auf FTleden und Gle'l.chberecht~­
gung beruhenden Außenpoli~ik ~er. Deutschen . Dem~kr.at~-. 
sehen Republik und der nationahsttschen und tmpenahsh­
sehen Außenpolitik des Bonner Regimes.

,m
) 

• 

11) Bericht des Zentralkomitees an den VI. Parteitag der SED, S. 16117 
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Die Bundesrepublik und die Selbstbestimmung -
Phrase und WirkJidtkeit 

Es bleibt nunmehr noch im einzelnen nachzuweisen, wie 
in der Bundesrepublik in der Frage der nationalen Selbst­
bestimmung An s p r u c hund Wir kl ich k ei t einander 
schroff gegenüberstehen. Während die Bundesregierung in 
Wo r t enden "V 0 r k ä m p f e r" der nationalen Selbstbe­
stimmung spielt, während der Präsident des Bundestages, 
Eugen Gerstenmaier, auf dem Kölner Parteitag der CDU 
bombastisch erklärte, er werde "d asS e 1 b s t b e s tim­
mungsrecht vor der Welt und der Gesch ich te 
ein k 1 a gen", wird die bundesdeutsche Pr a xis durch die 
Ne ga ti on d er SeI bstbestimm u ng bestimmt. Und 
diese Ablehnung gilt sowohl dem eigenen Volk wie auch den 
jungen Nationalstaaten in Asien und Afrika. 

Wie in der Deutschen Demokratischen Republik, so ist aum 
in Westdeutschland eine enge Wechselwirkung der nationalen 
und der sozialen Elemente in der Frage der Selbstbestimmung 
wirksam. Nur ist es in der Bundesrepublik nicht das Volk, 
nach dessen Willen die Entscheidudgen getroffen werden, 
sondern stets war es die Großbourgeoisie, di~, indem sie das 
Recht das Selbstbestimmung usurpierte, auch die Wegemar­
ken setzt - in Fortführung einer Politik, die Wlsere Genera­
tion zweimal in den Weltkrieg geführt hat . 

"Das in diesen beiden Kriegen durch die Schuld des deut­
schen Militarismus vergossene Blut unseres Volkes und der 
anderen Völker, die Ruinen unserer Städte und der Wonn­
stätten unserer Nachbarnationen, das namenlose Leid in un­
ser em eigenen Volke und in den anderen vom Hitlerdeutsch­
land heimgesuchten Ländern - diese ganze unselige und 
fluchbeladene H interlassenschaft zweieT KTiege mahnte unseT 
Volk un.überhörbar: Deutschlands Zukunft liegt nicht auf dem 
Schlachtfeld, sondeTn auf dem Felde friedlicheT Arbeit:'73) 

Die westdeutsche Großbourgeoisie aber entschied sich sehr 
bald nach 1945 erneut für das Sc h wer t, begünstigt durch 
den Zerfall der Antihitler-Koalition und den kalten Krieg 
der Westmächte gegen die Sowjetunion. Dem aggressiven 
Charakter der westdeutschen Außenpolitik entsprach eine 
reaktionäre Innenpolitik, da die alten Wege nur ge gen das 
Volk weiter beschritten werden konnten. 

Im Zuge dieser Entwicklung wurden zunächst alle For­
derungen nach sozialen Reformen systematism unterdrückt, 
wenn notwendig unter Einschaltung der Besatzungsmächte, 
die die Realisierung unerwünschter Beschlüsse der Volksver­
tretungen durch ihr Veto verhinderten. 

") Entschließung des 10. Parteitags der CDU 
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Verhindert wurde so die Durchführung einer B 0 d e TI­
re f 0 r m die einmal auch von bürgerlichen Politikern pro­
pagiert w~rden war, und sodann die ü ~ e r.f ü h run g d e. r 
G run d s t 0 f f i n d u s tri e in Gern ein el gen turn, WIe 
sie z. B. der Artikel 41 der hessischen Landesverfassung :,or­
sah. Als sich nach einem voraufgegangenen Veto der amerika­
nischen Besatzungsmacht in einer Volksabstimmung 70 Pro­
zent der hessischen Wähler abermals für die überführung der 
Grundstoffindustrie in das Gemeineigentum aussprachen und 
damit die Verfassung bekräftigten, wurde auch diese Ent­
scheidung durch neue Pressionen hintertrieben. 

Unierdrückt wurden des weiteren die Anstrengungen in der 
KPD und der SPD zum Zusammenschluß beider Parteien, zur 
Bildung einer Ein h e i t s f r 0 nt der Ar b.e i t erb ewe­
gun g deren Notwendigkeit durch die Ereigmsse von 1933 so 
sichtba~ geworden ist, und 1948 schließlich auch die Bestre­
bungen zur Durchführung eines deutschen V ° I k ~ k 0 n -
gresses für Einheit und gerechten Frieden 
auch in Westdeutschland. 

Wir fordern(( so hieß es am 4. Januar 1948 in dem Auf­
ruf eines bayri~chen Initiativkomitees, dem Vertreter der 
SPD äer FDP der KPD, des Bundes christlicher Sozialisten 
und 'parteilose' angehörten, "daß die Entscheidung über sein 
Schicksal in die Hände des deutschen Volkes gelegt Wld eine 
Volksabstimmung darüber abgehalten wird, ob Deutschland 
als Ganzes bestehenbleibt oder in Stücke geschlagen werden 
soll. Das Ergebnis dieser Volksabstimmung wird das spontane 
Bekenntnis zur deutschen Einheit sein. e<71;) 

Als trotz aller BehinderWlg der Volkskongreßbewegung 
durch die amerikanische Militärregierung und die reaktionäre 
Parteibürokratie der SPD und der bürgerlichen Parteien die 
Gewißheit bestand, daß der für München vorgesehene Volks­
kongreß sich zu einer großen nationalen Kundgebung ge­
stalten werde srnritt auch hier die amerikanische Militärre­
gierung mit ~inem Verbot ein, durch das der Vorbereitende 
Ausschuß zur Einstellung seiner Arbeit gezwungen wurde. 

So blieb in Westdeutschland auch nach der größten Kata­
strophe in der deutschen Geschichte alles beim alten und die 
unselige Vergangenheit weiter lebendig. 

"Entgegen den notwendigen geschichtlichen Konsequenzen 
und nationalen Erfordernissen erstaTkten dort sehr bald 
nach der Befreiung Deutschlands wieder die Kräfte der im­
perialistischen Reaktion, die dann im Bunde mit den USA und 
deren Alliierten zur systematischen Vorbereitung und Ein­
leitung der staatlichen Spaltung und Zerreißung Deutschlands 
schritten. Die Entfaltu.ng der demokratischen Kräfte wurde 
zusehends behindert und mehr u.nd mehr unmöglich gemacht. 
Das Finanzkapital und der Großgrundbesitz wurden im Ge­
gensatz zu den verpflichtenden Bestimmungen des Potsda-

I') Ein offenes Wort. BerUn 1948. S. 15 
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mer Abkommens kaum angestastet; die unter dem Eindruck 
des VolkswilZens auch in Westdeutschland zustande gekom­
menen Volksabstimmungen und Landtagsbeschlüsse über die 
Sozialisierung der Grundstoffindustrie und über eine demo­
kratische Bodenreform scheiterten an dem Veto der west­
lichen Besatzungsmächte. Führende Nazis und Kriegsverbre­
cher verblieben in entscheidenden Funktionen des Staates und 
der Wirtschaft oder tauchten sehr bald aus der Versenkung 
wieder auf. Die grundlegende demokratische Umerziehung der 
deutschen Bevölkerung und insbesondere der deutschen Ju­
gend wurde in der Westzone weder von den Besatzungsmäch­
ten noch von den deutschen Behörden jemals ernsthaft und 
umfassend in Angriff genommen. Einheiten der faschistischen 
Wehrmacht - teilweise sogar unter der Befehlsgewalt der 
alten Nazioffiziere - blieben unter den Waffen und wurden 
der Verfügung der westlichen Besatzungsmächte unterstent. 
Struktur und Charakter der gesellschaftlichen Verhältnisse 
in Westdeutschland erfuhren also keine prinzipiellen Ver­
änderungen. CC75) 

Ihren- Höhepunkt erreichte diese EntWicklung in West­
deutschland \ mit der Bildung der Bundesrepublik auf Emp­
fehlungen oder - besser gesagt - auf Befehl der Londoner 
Konferenz der Westmächte, korrespondierend mit den Zielen 
der westdeutschen Großbourgeoisie. Wie sich die deutsche 
Großbourgeoisie in der Märzrevolution von 1848 mit dem 
preußischen Militarismus gegen die Arbeiterklasse verbun­
den hatte und so folgerichtig "nicht den Löwen, sondern den 
ßchakalsanteil davontrugU ,76) so verbündete sie sirn jetzt an­
gesichts der veränderten Verhältnisse in der Welt mit dem 
amerikanischen Imperialismus in der HOffnung, sich so den 
Folgen der Niederlage entziehen und mit einem "besseren" 
Verbündeten die Entscheidung der beiden Weltkriege an­
fechten zu können. Nationale ErWägungen, die Notwendigkei­
ten des deutschen Volkes, wirkten so bei der Errichtung des 
westdeutschen Separatstaates nicht mit. 

"Die westdeutsche Bundesrepublik ist - das 
zeigt die schändliche Geschichte ihres Entstehens, das zeigt die 
Politik ihrer herrschenden Kreise von der Gründung des 
westdeutschen Separatstaates bis zum heutigen Tage - ni c h t 
aus nationaler Selbstbestimmung des deut­
sc h e n V 0 I k e s her vor g e g a 11. gen. Dieser Westzonen­
staat wurde von den USA-Imperialisten und den westdeut­
schen Finanzkapitalisten errichtet, um Deutschland zu spalten. 
Er wurde der westdeutschen Bevölkerung aufgezwungen als 
imperialistisches, anti na t ion ale s S t a a t s g e b i Z d e. 
Die herrschenden Kreise in Bonn haben mit ihren Komplicen 
in Paris, Washington und Londen seit 1945 mit unerhöhrtem 
Zynismus und unter Anwendung schändlicher UnterdTÜk­
kungsmethoden das friedliebende deutsche Volk daran gehin~ 

ri) Entschließung des 10. Parteitags der CDU 
:I) Mehring. Gesammelte SChriften Band IV, S. 235 



dert, sich seiner Verderber, Unterdrücker und Ausbeuter zu 
entledigen

l 
über das eigene Schicksal selbst zu 

be s tim m e n J die deutsche Etnheit in einem friedliebenden 
und demokratischen Deutschland wiederheTzustellen. Sie taten 
das alles gegen ihr im Potsdamer Abkommen feierlich verkün­
detes Versprechen. 

Sie haben gegen den QusgespTochenen Willen 
der übe TW ä Ztig enden Mehr heit der w e std eut­
s ehe n B e v ö I k e run 9 und gegen das nationale deutsche 
Interesse Westdeutschland wieder aufgerüstet und seine Aus­
rüstung mit atomaren Waffen betrieben. Sie haben den Willen 
der westdeutschen Bevölkerung nach einer fTiedlichen Politik 
immer und zu jeder Zeit mißachtet. Sie haben die Demo­
kratie unterdrückt und die Kommunistische Partei verboten. 
die als nationales und soziales Ge;vissen der westdeutschen 
Bevölkerung ihren Zielen gefährlich wurde. U n t erd e r 
verlogenen Losung der Selbstbestimmung 
verfolgen die imperialistischen POlitiker 
Westdeutschlands, ebenso wie Ritler", ihre 
re v an c hi s ti s ehe n F 0 r d e rung e n nach Annexion von 
Gebieten der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik 
und der Volksrepublik Polen. Die Los u n g von der 
,Se 1 b st b es timmung' im Mund e B onns is t nie hts 
anderes als die Tarnung der Vorbereitung 
eines neuen Eroberungskrieges."77) 

Mit diesen Worten ist im Nationalen Dokument der Weg 
der Bundesrepublik und das, was es mit der Selbstbestim­
mung in der Bundesrepublik auf sich hat, aufs deutlichste 
charakterisiert worden: die Breite und Schärfe der Unter­
drückungsmethoden, der Zynismus der Bonner Staatsgewalt, 
die stete Mißachtung des Volkswillens, der ganze nationale 
Verrat der westdeutschen Großbourgeoisie. 

Die Tatsache der Preisgabe der nationalen Interessen wird 
übrigens auch durch Aussprüche prominenter Vertreter der 
bundesdeutschen Politik bestätigt. So erklärte der Präsident 
des westdeutschen Bundestags, Eugen Gerstenmaier, auf dem 
Kölner Parteitag: "Unsere Politik war und ist be­
wußte und gewollte Integrationspolitik. Sie 
war es, weil wir weder in Deutschland noch 
s ons tin der Wel tin dem sou v erä n en N a t iona 1-
staat länger das Ziel und den letzten Sinn zu 
sehen vermochten." 

So führt ein konsequenter Weg von der Errichtung der Bun­
desrepublik zu ihrer Ein g li e der u n gin die NA T 0 • 
zum Verzicht auf die Initiative in der Sache der deutschen 
Wiedervereinigung. "In den Pariser Verträgen hat sich die 
Bonner Regierung ausdrücklich für ein Gesamtdeutschland 
erklärt, ,das in die europäische Gemeinschaft integriert ist' 

") Die geschichtliche Aufgabe der Deutsdlen Demokratischen Republik 
und die ZukUnlb Deutsdllands, S. 81 
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(Artikel 7 des Deutschlandvertrages), also auf wie h t i g e 
Grundsätze des nationalen Selbstbestim­
m u n g s r e c h t e s ver z ich t e t. Adenauer stimmte außer­
dem den Vorbehaltsrechten der drei Westmächte in den Fra­
gen der Wiedervereinigung Deutschlands zu und ver s u c h t 
dam~t, dem deutschen Volk sein Recht auf 
SeI b s t b es tim m u n gab z u s p r e ehe n."78) 

Erleichtert wurden der westdeutschen Großbourgeoisie und 
den Westmächten die Entscheidungen gegen die nationale 
Selbstbestimmung des deutschen Volkes dadurdt, daß die 
Westmächte schon während des Krieges dem Ge­
danken der Spaltung Deutschlands anhingen 
- der Aufteilung Deutschlands in fünf Staaten, wie sie von 
Roosevelt in Teheran vertreten wurde, der Dreiteilung 
Deutschlands, die Churchill 1944 bei den Besprechungen in 
Moskau propagierte, und der Auf teilung Deutschland in se­
parate Staaten, für die sich der USA- Präsident Truman noch 
während der Potsdamer Konferenz einsetzte -, zum anderen 
in K 0 n ra d Ade n aue r ein westdeutscher Bundeskanzler 
vorhanden war, der von Jugend auf separatisti­
s c h e n Ne i gun gen ver h a f t e t ist. Schon nach dem 
ersten Weltkrieg gehörte Konrad Adenauer zu denen, die 
durdl die Bildung einer "rheinischen Republik" die Konzerne 
an Rhein und Ruhr von den Folgen des Krieges befreien 
wollten. 

Aus dem Wissen um den volksfeindlichen Charakter ihrer 
Politik ist die Bundesregierung emsig bemüht, ihren Staat 
sorgfältig ge gen das V 0 1 kai s dem Lei d t rag end e n 
dieser E n tw i ck I u n g a bzu sc hir men. Dem dienen 
das Ver bot der K P D im September 1956, die, wie es vor­
stehend in dem Dokument · .. Die geschichtliche Aufgabe der 
Deutschen Demokratischen Republik und die Zukunft Deutsch­
lands" dargelegt worden ist, als nationales und soziales Ge­
wissen der westdeutsdten Bevölkerung auftritt, und die Vor­
bereitung der Not s t a n d s g e set z e, die der Bundesregie­
rung die Möglichkeit geben sollen, mit Hilfe des Ausnahme­
zustandes das Parlament und die Gewerkschaften auszuschal­
ten, aie gesamte Staatsgewalt in ihren Händen zu vereinigen 
und die Bundeswehr gegen das Volk aufzubieten. 

Das deutsche Volk hat von seiner Großbourgeoisie nichts 
anderes zu erwarten als das, was es von ihr in den zwei 
Weltkriegen erfahren hat: Tod und Siechtum, Leid und Trä­
nen, moralische und materielle Verwüstungen. 

"Ein Blick auf die unübersehbaren Gräberfelder, auf die 
TTÜmmergebirge in ganz Europa und auch in Deutschland, 
auf die unendlichen Listen der Toten und Vermißten, der Ver­
folgten 'und Gemarterten, der Vergasten und Erschlagenen 
zeigt, was alles auch dem deutschen Vo'lk durch seine Groß­
bourgeoisie und ihre faschistischen und militaristischen Hel-

:1) Walte. Ulbricht. Zur Gesdlichte de. deutBdlen Arbeiterbewegung. 
Berlln 1962', S. ~4 

53 

• 



I-

fershelfer an unermeßlichem Leid zugefügt wurde. Was hat 
doch diese Großbourgeoisie dem deutschen Volke angetan! 
Welche unerhÖTten Verluste an Gut und Blut kommen auf 
ihr Schuldkonto! Deutsche! Seht Euch die Karte Deutsch­
lands von 1914, dann die von 1922 und dann die von 1945 an! 
Die Grenzen von 1914, dann die von 1922 und 1937 - sie 
wurden von den deutschen Monopolherren und Großgrund­
besitzern unwiderruflich verspielt! Die deutsche Großbourgeoi­
sie, die ihre Macht durch immer neue Raubkriege vergrößern 
wollte, machte Deutschland immer kleiner! Das alles hat die 
deutsche Nation ihrer Bourgeoisie zu verdanken. Und der von 
ihr erneut vorbereitete Revanchekrieg würde Westdeutsch­
land, einen großen Teil der Nation, in das atomare Nichts 
verwandeln."79) 

Es gibt ein holländisches Sprichwort, das da heißt: "Een 
ezel stoot zich niet tweemaal aan denselfden steen". Selt­
samerweise haben während des ersten Weltkriegs gerade die 
Alldeutschen diesen Spruch für ihre Agitation verwendet, um 
Stimmung zu machen für ein großes Annexionsprograrnm, 
"damit Lüttich und Verdun und Warschau nach zehn Jahren 
nicht abermals gestürmt und vor Warschau deutsche Soldaten 
wiederum frieren müssen". Und ähnlich wandte sich selbst 
Ritler gegen die Wiederholung alter Fehler mit der Erklä­
rung : "Jede Katze kann sich einmal die Pfoten verbrennen 
und jeder Mensch einmal Fehler machen, aber nur Narren 
tun das gleiche zweimal", um dann in seiner Machtgier 
dennom die nlten Verbrechen seiner Auftraggeber, der Bour­
geoisie, zu wiederholen. Nun aber ist die Bundesregierung auf 
dem Wege, sich ein d r i t t e s Mal an dem Stein zu stoßen, an 
dem vor ihr ihre Vorgänger zweimal gescheitert sind; an der 
überbewertung der eigenen Kraft und an der Fehleinschät­
zung der politischen Wirklichkeit. 

Wenn a m e r i k a n i s ehe Imperialisten einen Aggres­
sionskurs steuern, mögen sie leichtfertig ähnliche Wirkungen 
für sich erhoffen, wie sie ihnen 1918 und 1945 durch die Blut­
opfer anderer Völker zustatten gekommen sind. In seinem 
Buch "Amerika geht in den Krieg" schildert Charles Cal1an 
Tansill, welche phantastischen Kriegsprofite die Wirtschaft 
der Vereinigten Staaten aus dem ersten Weltkrieg gezogen 
hat: 

,,.Mit veI1btulIender Schnelligkeit hielt die Prooperität ihren 
EirlZ\l,g in Amerika. nie Wirtsdlaft:.sdepression, die der Regie­
run~ im Frühjahr 1915 so viel Sorgen gemacht hatte, ver­
schwand plötzlich, II.lnd ein allgemeiner Aufschwung setzte e in. 
Der plötzliche über.gang von den Zeiten der Not zum überfluß 
war der Gegenstand vieler A'USlassungen amerikanischer Zei­
tun.Q;sleute. Im Januar 1916 tat Franch Strother eilends kund, 
daß die .Kriegsbel5tellungen Jn einem Jahr gleichsam einen 
Unterschied wie zwischen Hungerszeit und einem Freudenfest 
für die metallverarbeitende Industrie in den Vereinigten staa-

") Die gescbJchtliche Aufgabe der Deutschen Demokratischen Republik 
und die Zukunft Deutschlands, S. 58 t. 
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ten hervorgebracht haben', während George Frederick. die Lage 
fOlgendermaßen zusammen!aßte: ,Der Krieg !bedeutet für 
Europa Zerstörung und Tod. für Amerika bedeutet er unzählige 
neue Millionäre und fieberhafte Eile im Wirtschattsaufstieg.· .. !lI) 

Deutschland dagegen ist durch die Kriege aufs schwerste 
zerrüttet worden. Und wenn Bonn heute auf die Warnungen 
sozialistischer Staatsmänner nicht hören will möcre es sich 
dann wenigstens an die Realisten in den eige~en Reihen der 
deutschen Bourgeoisie erinnern, von denen gleichfalls ernste 
Warnung~n vor neuen militärischen Abenteuern ausgegangen 
sind. Verwiesen sei hier auf Bis m are k, der in seinen "Ge­
danken und Erinnerungen" darauf aufmerksam machte daß 
"in der Zukunft nicht bloß kriegerische Rüstung sondern' auch 
ein richtiger politischer BlicK dazu gehören 'das deutsche 
Staatsschiff durch die Sh'ömungen der Koaliti~nen zu steuern 
denen wir nach unserer geographischen Lage und unserel: 
Vorgeschichte ausgesetzt sind"St), und an den Schöpfer der 
Reichswehr, Generaloberst von See c k t, der zeitig genug 
klarstellte, daß Deutschland von einem Krieg gegen die So­
wjetunion nie etwas zu erhoffen hat. 

In der sozialen Struktur und nach der politischen Zielset­
zung der Erb e des Hit I e r s t a a t es, hat die Bundesre­
publik in ihrer gegenwärtigen offiziellen Politik mit Ritler 

a':1ch den Mißbrauch des Begriffs "nationale Selbstbestimmung" 
eigen, worauf in dem bereits zitierten Dokument des National­
r~ts ja besonders aufmerksam gemacht wird. Ergänzend sei 
hier hervorgehoben, daß Hitler zunächst wenig von der natio­
nalen Selbstbestimmung gesprochen hat, bekannte er sich doch 
offen zu dem "Recht des Stärkeren", zur Vernichtung des 
Schwadlen oder zu seiner bedingungslosen Unterwerfung. 
Während das Wesen der Selbstbestimmung, wie Lenin logisch 
begründete, u. a. in dem Recht allf die Bildung eines eigenen 
Nationalstaates, verbunden mit dem Recht auf die Trennung 
von einer fremden Nationalgemeinschaft, besteht erhob Rit­
ler gegen die Rabsburger Monarchie den Vorw~rf seit Jo­
seph H. versäumt zu haben, durch eine "ebensd rGcksichts­
lose wie beharrliche Zentralisierung" die anderen Nationen zu 
unterdrücken. Anders wurde das jedoch, als Ritler unmittel­
bar den Krieg vorbereitete. Nunmehr mußte ihm die Parole 
von der "nationalen Selbstbestimmung" dazu herhalten die 
Unter:drückung anderer Völker und die Eroberung ihres 'Ter­
ritoriums zu rechtfertigen, verbunden stets mit Ausfällen 
gegen die Völker in den Kolonien, wie das auch für die bun­
desdeutsche Politik so typisch ist. "Denn wenn heute schon 
koloniale Lösungen von Fragen des Selbstbestimmungsrechtes 
der betroffenen niederen Völkerschaften abhängig gemacht 
werden'f

, so ließ sich Hitler am 12. März 1938 an läßlich des 
Einmarsches der faschistischen \Vehrmacht in Österreich ver­
nehmen, "dann ist es unerträglich, daß 6,5 Millionen Ange-

11) a_ a. 0., S. 91 
") Bismarck, Gedanken und Erinnerungen , S tuttgart 1928, S. 542 
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hörige eines alten und großen Kulturvolkes durch die Art 
seines Regimes praktisch u n te r diese Rechte gestellt sind." 
Ähnlich phrasenreich benutzte Hitler das Recht auf Selbst­
bestimmung gegen das tschechische Volk und 1939 gegen 
Polen. 

Und genauso wie Hitler das Postulat der nationalen Selbst­
bestimmung lediglich als Instrument der Irreführung und der 
Macht mißbraucht hat, so verfolgt auch die Bundesregierung, 
wenn sie auf die ihr wesensfremde nationale Politik Bezug 
nimmt, aggressive Ziele, die sich gegen die DDR und die an­
deren sozialistischen Staaten richten. 

Aufs stärkste offenbart sich sodann die Unehrlichkeit der 
Bonner Politik in der Frage der nationalen Selbstbestimmung 
in ihrer Haltung gegenüber der Freiheitsbewegung in den 
ehemaligen K 0 Ion i e n. Wo immer in den letzten Jahren die 
Frage der nationalen Selbstbestimmung in Afrika oder in 
Asien akut geworden ist: Die Re g i e run g der B und e s­
republik stand stets auf der Seite der Unter­
d r ü c k e r! So heißt es in einem Buch von Werner Holzer: 

.. In ~anz Westafrika zum Beispiel konnten sich die Diplo­
maten der Bundesrepublik eine Reihe von Jahren nu r hin­
ter der vorgehaltenen Hand zu ihrem VenständniB 
~ür den Unabhängigkeitsdrang der Atrikaner bekennen, weil 
sie sonst Gefahr Hefen. die französische Kolonialverwaltung 
und damit die Pariser Regierung vor den Kopf zu stoßen und 
sich dafür einen Hülfel aus Bonn einzuhandeln. "82 

Dieses "Verständnis", hinter der vorgehaltenen Hand be­
kundet, hinderte die Bonner Regierung jedoch nicht im min­
desten, den alten Kolonialmächten ihren Rat sowie moralische 
und materielle Unterstützung zu gewähren. Aus der Fülle der 
Beispiele, die dafür angeführt werden können, seien nach­
stehend einige besonders krasse Vorgänge verzeichnet. 

Als England und Frankreich Ende Oktober, Anfang Novem­
ber 1956 mit dem Staat Israel als Werkzeug die Ag g res­
s ion ge gen Ag y P te n eröffneten, als die UN unter dem 
Druck der WeItöffentlichkeit in ihrer ersten Außerordent­
lidlen Vollversammlung im zehnten Jahre ihrer Existenz die 
Aggression verurteilte, die DDR durch eine Regierungserklä­
rung des Ministerpräsidenten Dtto Grotewohl vor der Volks­
kammer, einen Aufruf des Nationalrats und eine sofort ein­
geleitete Spenden- und Unterstützungsaktion sich mit den 
Opfern der Aggression solidarisierte83) und die Sowjetregie­
rung den Aggressoren den Satz entgegenschleuderte, der so­
fort zur Feuereinstellung führte: 

"Wir sind voller Entschlossenheit, die Aggressoren unter An­
wendung von Gewalt zu zenschmettern !Und den Frieden im 
Osten wiederherzustellen", 

I:) Werner Holzer, Das nadete Antlitz Afrikas, Frankfurt a. M. 1961, S. 31 
11) Der Hauptvorstand der CDU appellierte in dieser Zeit an die Chri­

sten in Frankreich und England und forderte sie auf, alles zu 
unternehmen, um ihre Regiert1Jlgen zur Einstellung der Kampf­
handlungen zu bestimmen. 
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stattete Adenauer dem damaligen französi­
s~hen Ministerpräsidenten Mollet in Paris 
eiDen Besuch ab und solidarisierte sich da­
mit in provozierender Form mit den Aggres­
soren! 

~as Salazar-Regime in Portugal konnte sich bei der Unter­
druck:un~ der nationalen Freiheitsbewegung in An goi a 
(Westafrika) der .. Unterstützung durch die Bundesrepublik er­
freuen. In Ausfuhrung eines Militärabkommens das Franz 
Joseph Strauß als Kriegsminister der Bundesre~erung mit 
Portugal abgeschlossen hatte, leistet Bonn Portugal durch die 
Entsendung von FallSchirmjägern technischem Personal 
durch Waffenlieferungen und finan~ielle Mittel Hilfe in de; 
Hoffnung, so aus dem in Angola investierten westdeutschen 
Kapital in Höhe von ein oder zwei Milliarden Mark ( New 
Statesman") größere Gewinne zu erzielen. " 

Geradezu einen Affront gegen die Vereinten Nationen 
leistet sich die Bundesregierung mit der Unterstützung des 
Ver W 0 erd - R e g i m e s in der Südafrikanischen Republik. 
In der gleichen Zeit (Juli 1963) in der der Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen gegen das ~it der Verantwortung für die 
Er~ordW?-g von Tausenden von Negern belastete Apartheit­
Re!pme em .Waffenembargo verhängte. gewährte die Bundes­
regierung dieser Regierung einen Kredit. 

Völlig im Einklang damit steht das Verhalten der Bundes­
regierung gegenüber dem Terrorregime der Familie Diem in 
Süd v i e t n a m, der übrigens der zukünftige Bundeskanzler 
Erhard 1958 einen Besuch abgestattet hat. Während die 
Greuel in Südvietnam auch von dem amerikanischen Präsi­
denten Kennedy und vom Oberhaupt der katholischen Kirche 
Papst. Paul VI., als schwere Belastung empfunden werde~ 
und SIe zu ernsten Warnungen veranlaßten ist in Bonn nie 
ein Wort der Kritik laut geworden, Dafür kann die Bundes­
~egierung für sich ~n A.nspruch nehmen, das Diem-Regime 
1m Rahmen des KapItalhilfeabkommens mit Krediten in Höhe 
von 65 Millionen DM unterstützt und es zugelassen zu haben 
daß westdeutsche Firmen in Südvietnam eine Fabrik fü; 
chemische Kampfstoffe bauen, deren Produktion dazu dienen 
soll, die Bevölkerung aufständischer Dörfer zur Raison zu 
bringen". Vertreten aber wird Bonn in Saigd~ durch einen 
ehemaligen Ribbentrop-Diplomaten, den Freiherrn von 
Wendland. 

In ganz besonderem Maße ist Fra n k r e ich in seinem 
langjährigen grausamen Krieg gegen Algerien von der Bun­
gesrepublik unterstützt worden. Nach einer Mitteilung der 
,,'\YeIt" .vom 4. ~pril 1958 hat die Bundesregierung an Frank­
re.~dt Dlc?t w~Dlger ~ls e~.ne Milliarde Westmark Kredite ge­
wahrt, die großtentells fur den Kampf gegen das algerisdte 
Volk verwen?et worde,n sind. Aber auch Angehörige der 
Bundesrepubhk haben mnerhalb der Fremdenlegion an den 
Kampfhandlungen gegen die algerischen Patrioten direkt teil-
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genommen. Möglidl war das nur dadurch, daß die B!:lnd~­
regierung niemals ernstlich gegen die Werbungen fur die 
französische Fremdenlegion in Westdeutschland eingeschritten 
ist. Indirekt wurde diese Werbung auch noch dadurch er­
leichtert daß die Fremdenlegion in der Zeitschrift des Bonner 
Kriegsm'inisteriums "Wehrkunde" als einer "der besten Elit~ 
verbände Westeuropas" gefeiert wurde, als ein erstrebenswer­
tes Vorbild der Bundeswehr: 

Denn hier ist eine Truppe, bei der alle jene Motive wie 
F;eiheit und Demokratie ebel'lßowenig eine Grundlage der 
Wehrmoral abgeben wie das Nationalgefühl."M) 

Mit Recht erhob daher Pro!. Dr. Reintanz im "Heft aus 
Burgscheidungen" über "Afrika - Einige seiner Probleme" 
den Vorwurf (S. 43), daß der deutsche Militarismus in Algier 
als kriegführende Macht in Erscheinung getreten ist. . 

Eine erheblidle Unterstützung erfuhr Frankreich durch die 
'Bundesrepublik ferner bei den Kernwaffenversuchen in der 
Sahara und bei der Entwicklung von Panzerabwehrraketen. 

Begleitet wird diese intensive Unterstützung der alten Ko­
lonialmächte durch die Bundesrepublik von einer gegen die 
jungen Nationalstaaten und ihre Führer gerichtete diskrimi­
nierenden Propaganda der Bonner Ideologen - sei es, daß 
in plumpen, schamlosen Ausfällen ein Mann wie Sekou T~~re 
von einem großen westdeutschen Blatt 1961 als "unverscham­
ter größenwahnsinniger Gernegroß" und als "Buschneger aus 
de~ Urwald"85) tituliert werden oder die britischen Kolonial­
behörden aufgefordert werden konnten, in den noch nicht be­
freiten Teilen Afrikas die Gewährung der nationalen Unab­
hängigkeit zu verzögern. . . . . 

Wie in der DDR die Innen- und die Außenpohhk den glei­
chen Charakter tragen, so auch in der Bundesrepublik. Wäh­
rend jedoch in der DDR das Bekenntnis zum. Fri~den un~ zur 
friedlichen Koexistenz von Staaten unterschledhcher SOZialer 
Ordnung, das uneingeschränkte Ja Zur nationalen Sel.bstbe­
stimmung aller Völker die Politik bestim:nt. sin~ es m ~er 
Bundesrepublik aggressive Zielsetzungen, Jst es die Fortfuh­
l"tmg der alten Machtpolitik des deutschen Imperialismus. , 

11) ZU. naCh Charisius in: Neue Zeit Nr. 8311962 
U) Zlb. naCh: Einheit 1.11961, S. 274 
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Schluß 

Insgesamt haben heute in Verwirklichung der nationalen 
Selbstbestimmung 1,2 Milliarden Menschen in bisher kolonial 
unterjochten Ländern ihre Freiheit gewonnen. 150 Millionen 
werden weiterhin von den Kolonialmächten beherrscht. Aber 
auch ihre Freiheit ist gewiß. In I diesem Prozeß, für den der 
Begründer der Sowjetunion, Lenin, den Völkern eine klare 
Definition der nationalen Selbstbestimmung und in der von 
ihm eingeleiteten sowjetischen Friedens- und Nationalitäten­
politik das Beispiel dafür gegeben hat, bieten die sozialisti­
schen Länder der Unabhängigkeitsbewegung einen festen 
Rückhalt. So muß selbst ein westdeutscher Zeuge einge­
stehen: 

"Die Freilassung der afrikanischen Völk:er ist, man sollte 
sich darüber nichts vormachen, weni·ger das Resultat einer 
westlichen Gewissensprüfung, einer selbstlosen .und, freiwilli­
gen Umkehr zur Moralität, sondern die ,neue Moralität' des 
Westens ist den Kolonialmächten durch den Ost-West-Kontlikt, 
präzise ·gesagt. vom Kommunismus, diktiert worden. Das mag 
ror westliche Ohren nicht angenehm klingen, aber es läßt sich 
nicht verleugnen."86) 

In Deutsd1land hat die Bevölkerung der DDR mit der 
Errichtung ihres Staates das Recht aui Selbstbestimmung so­
wohl hinsichtlich der nationalen als auch der sozialen Ele­
mente verwirklidlt und die Freiheit zur Gestaltung der poli­
tischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Verhält­
nisse nach dem Willen des Volkes erlangt. 

In Westdeutsch land ist es weiterhin die Großbourgeoisie, die 
das Schicksal des Staates bestimmt. Auf die Dauer wird audl 
sie den Willen des Volkes nicht unterdrücken können. Ein 
Prozeß, der inzwischen die ganze Welt erfaßt hat, macht auch 
vor den Grenzen der Bundesrepublik nicht halt. Die nationale 
Selbstbestimmung wird sich weiterhin ~iegreich aui der gan­
zen Linie durchsetzen. Und wir Bürger der Deutschen Demo­
kratischen Republik sind stolz, in dieser Entwicklung mit in 
der ersten Reihe zu stehen, durchdrungen von den Lehren 
der deutschen Geschichte, eingedenk der großen Traditionen 
der fortschrittlichen Kräfte unseres Vaterlandes. 

") Frttz Schatten , Afrika - Schwarz oder Rot?, München 1961, S . 29 
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